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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Im Berichtjahr berieten die Rate Uber die Initiative fir eine Volkswahl des Bundesrates.
Die SVP hatte im Vorjahr 108'826 beglaubigte Unterschriften eingereicht. Das Begehren
verlangt, dass der Bundesrat nicht mehr von der Bundesversammlung, sondern durch
die Wahlbevdlkerung gewahlt wird. Die Wahl wirde zeitgleich mit den
Gesamterneuerungswahlen fur den Nationalrat und im Majorzverfahren mit der Schweiz
als einem Wahlkreis durchgefiuhrt. Den italienischen und franzdsischen
Sprachminderheiten wéaren zwei Sitze garantiert. In seiner Mitte Mai an einer
Medienkonferenz préasentierten Botschaft listete der Bundesrat zwar einige Vorteile
einer Wahl der Regierung durch die Blrgerinnen und Birger auf - so etwa die Starkung
der Legitimitat der Exekutive, die Moglichkeit einer Belebung der Demokratie durch
eine Debatte Uber Regierungsprogramme oder die zumindest vordergrindig hohere
Transparenz -, er empfahl das Begehren letztlich aber aufgrund gewichtigerer Nachteile
zur Ablehnung: Das Regierungsgremium ware kein Kollegium mehr, sondern eher eine
Versammlung parteipolitischer Akteure. Die Kooperation mit den Medien wirde im
Interesse einer Wiederwahl noch stérker werden. Das Gewaltengeflige wirde sich
verandern, weil die Bundesversammlung eines wichtigen Kontroll- und
Entscheidungsinstruments beraubt wirde. Die starker im Zentrum stehende Partei-
statt Sachpolitik berge die Gefahr von Blockaden zwischen Parlament und Regierung.
Weil bevolkerungsstarke Kantone mit dem vorgeschlagenen Wahlverfahren bevorteilt
waren, wirde das foderale Gleichgewicht gestort. Die teuren Wahlkampagnen wirden
zu einer Starkung der Landes- gegenlber den Kantonalparteien fuhren und wurden
erstere Uberlasten. Die sprachliche Quotenregelung kénnte sich als kontraproduktiv
erweisen, weil ein Schutz der ratoromanischen Sprachminderheit gar nicht vorgesehen
ist und die italienische und die franzésische Minderheit gegeneinander ausgespielt
wiirden. Der Bundesrat wies insbesondere darauf hin, dass es fir die Anderung gar
keinen Anlass gebe. Die bisherigen, von der Bundesversammlung gewahlten
Bundesratskollegien seien nicht nur reprasentativ fir alle Landesgegenden, sondern
wirden auch hohes Ansehen in der Bevolkerung geniessen und héatten sich als fahig
erwiesen, Kriege, Bedrohungen und Wirtschaftskrisen zu umschiffen und verschiedene
Herausforderungen erfolgreich anzunehmen und zu meistern. Es gébe keinen Anlass,
ein derart bewéhrtes Wahlverfahren zu andern. In den langen und lebhaften
Ratsdiskussionen wurde zudem darauf hingewiesen, dass die Idee einer Volkswahl des
Bundesrates bereits bei den Verfassungsdiskussionen 1848 und 1872 und zweimal als
Initiative der SP 1900 und 1942 jeweils abgelehnt worden sei. Diskutiert wurde auch ein
drohender permanenter Wahlkampf, der stark von der finanziellen Potenz einzelner
Parteien abhédngen wurde. Die SVP-Ratsvertreter argumentierten, dass die direkte Wahl
der Exekutive in allen Kantonen sehr gut funktioniere. Die direkte Demokratie wirde mit
diesem Anliegen ausgebaut. Im Nationalrat hatten zwei Antrage von linker Seite fur
einen Gegenvorschlag, der die Erhéhung der Mitgliederzahl im Bundesrat auf neun und
eine Transparenz der Kampagnenfinanzierung gefordert hatte, keine Chance. In der
Schlussabstimmung wurde die Initiative im Standerat mit 34 zu finf Stimmen (bei 3
Enthaltungen) und im Nationalrat mit 137 zu 49 Stimmen abgelehnt. Zu den 48 Stimmen
aus der SVP-Fraktion gesellte sich die Stimme von Girod (gp, ZH). Dass das Anliegen
nicht wirklich in ein Links-Rechts-Schema passt, zeigt die im Berichtjahr noch nicht
behandelte parlamentarische Initiative Wermuth (sp, AG) (12.489), die ebenfalls eine
Volkswahl, allerdings in Verbindung mit einer Erhéhung der Zahl der Bundesrate auf
neun und einer Einfihrung von Wahlfinanzierungsregeln, fordert. Der Vorstoss fand
einige Mitunterzeichner aus dem linken Lager.'

Lange Zeit waren die Gesamterneuerungswahlen des Bundesrats fast eine
Pflichtlibung. Das hatte vor allem damit zu tun, dass die eidgendssischen Wahlen lange
Jahre kaum politische Verschiebungen nach sich zogen. Zwar war die alte Zauberformel
(2 CVP, 2 FDP, 2 SP, 1 SVP) mit dem Wahlerfolg der SVP stark hinterfragt und schliesslich
nach einigen Jahren der Transition mit mehr oder weniger gehéassigen und
aufreibenden Regierungswahlen, der Nichtwiederwahl von Ruth Metzler (2003) sowie
Christoph Blocher (2007) und einem Intermezzo der BDP in der Regierung gesprengt
worden. Nach den eidgendssischen Wahlen 2015, dem Rucktritt von Eveline Widmer-
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Schlumpf aus der nationalen Exekutive und dem Einzug eines zweiten SVP-
Regierungsmitglieds schien dann aber eine neue Formel gefunden: 2 FDP, 2 SP, 2 SVP, 1
CVP.

Schon im Vorfeld der eidgendssischen Wahlen 2019 war freilich spekuliert worden, dass
die Grlne Partei die CVP hinsichtlich des Wahleranteils Uberfligeln kénnte und damit
einen Anspruch auf einen Sitz in der nationalen Regierung hatte - umso mehr, wenn
sich die Griinen mit der GLP quasi zu einem gemeinsamen Sitz fiir die «Oko-Parteien»
zusammenraufen koénnten, wie die Aargauer Zeitung spekulierte. Falls sich die CVP
halten kénnte, wére auch der Angriff auf einen der beiden FDP-Sitze denkbar, so die
Hypothese zahlreicher Medien. Die angegriffenen Parteien wehrten sich mit dem
Argument, dass eine Partei ihren Wahlerfolg zuerst bestatigen musse, bevor sie einen
Anspruch auf eine Regierungsbeteiligung erhalten kénne. Dies sei auch bei der SVP der
Fall gewesen - so etwa FDP-Parteiprédsidentin Petra Gossi (fdp, SZ) bereits Mitte August
2019 in der Zeitung Blick. Zudem dirfe nicht nur der Wahleranteil bei den
Nationalratswahlen in die Berechnung einfliessen, sondern man musse auch die
Vertretung im Sténderat berlcksichtigen. Martin Badumle (glp, ZH), Ex-Préasident der
GLP, gab zudem zu verstehen, dass ein Oko-Lager aus GP und GLP kaum denkbar sei; zu
unterschiedlich sei man in diversen Sachfragen. Ebenfalls frih wurde in den Medien
Uber einen moglichen Rucktritt von Ueli Maurer spekuliert, was aus der vermeintlichen
Pflichtibung eine spannende Wahl gemacht hatte. Maurer gab dann allerdings Anfang
November bekannt, noch eine weitere Legislatur anzuhangen.

Die aussergewohnlichen Erfolge der Grlnen Partei bei den eidgendssischen Wahlen
2019 gaben dann den Diskussionen Uber die parteipolitische Zusammensetzung des
Bundesrats sehr rasch wieder ganz viel Nahrung und schafften Raum fur allerlei
Reformvorschléage zur Bestimmung der Landesregierung. In der Tat hatten die Grinen
mit 13 Prozent Wahleranteil die CVP (11.4%) deutlich Uberfligelt und als viertstarkste
Partei abgeldst. Die GLP kam neu auf 7.8 Prozent. Die NZZ rechnete vor, dass die
aktuelle Regierung so wenig Wahlerinnen und Wahler vertrete wie zuletzt vor 60 Jahren.
Die Grinen und die Grunliberalen hatten rein rechnerisch ein Anrecht auf je einen
Bundesratssitz.

Neben den medial zahlreich vorgetragenen Berechnungen wurde allerdings auch
inhaltlich und historisch argumentiert. Der Einbezug in die Regierung sei immer auch an
den Umstand geknlpft gewesen, dass eine Oppositionspartei auch in verschiedenen
Sachthemen glaubhaft ihre Referendumsmacht ausspielen koénne, wurde etwa
argumentiert. Zwar sei das Klimathema wichtig und wirde wohl auch nachhaltig
bleiben, die Grinen und die GLP mussten aber - wie auch die SVP mit ihren
gewonnenen Volksbegehren - mit Abstimmungserfolgen ihren Anspruch noch
untermauern, so ein Kommentar in der NZZ. Die Grinen wirden trotz Wahlgewinnen
keinen Regierungssitz erhalten, weil «niemand Angst vor ihnen hat», wie die Aargauer
Zeitung diesen Umstand verdeutlichte. Argumentiert wurde zudem, dass eine «Abwah|>»
- eigentlich handelt es sich um eine Nichtwiederwahl - nicht dem politischen System
der Schweiz entspreche. Es brauche mehrere Wahlen, bei denen sich eine Partei
konsolidieren musse, um die Stabilitdt in der Regierung auch Uber langere Zeit zu
gewahrleisten, kommentierte dazu der Blick.

Der Tages-Anzeiger fluhrte gar eine Umfrage durch, die aufzeigte, dass eine Mehrheit
der Befragten die Zeit flir einen grinen Bundesrat noch nicht fir gekommen hielt. Wer
ein grines Bundesratsmitglied jedoch beflrwortete (rund 40% der Befragten),
wunschte sich, dass dies auf Kosten eines Sitzes der SVP (50%) oder der FDP (21%), aber
eher nicht auf Kosten der CVP (10%) oder der SP (6%) gehen solle.

Fur die WoZ war allerdings klar: «Cassis muss weg!» In der Tat forderte auch Regula
Rytz (gp, BE) via Medien, dass die FDP freiwillig auf einen Sitz verzichte, da sie als
lediglich drittgrosste Partei keinen Anspruch auf zwei Sitze habe. In der Folge schienen
sich die Medien dann in der Tat vor allem auf den zweiten Sitz der FDP einzuschiessen.
Freilich wurden auch andere Modelle diskutiert - so etwa ein von Christoph Blocher in
der Sonntagszeitung skizziertes Modell mit der SVP, die zwei Sitze behalten wirde, und
allen anderen grésseren Parteien (SP, FDP, CVP, GP, GLP) mit je einem Sitz -, «sdmtliche
Planspiele» drehten sich aber «um einen Namen: Aussenminister Ignazio Cassis»,
fasste die Aargauer Zeitung die allgemeine Stimmung zusammen. Er sei «der perfekte
Feind», «visionslos und fluhrungsschwach». Der Aussenminister befinde sich im
«Trommelfeuer» befand die Weltwoche. Haufig wurde seine Haltung im Europadossier
kritisiert und entweder ein Ricktritt oder wenigstens ein Departementswechsel
gefordert. Mit Ersterem musste allerdings die Minderheitenfrage neu gestellt werden,
war doch die Vertretung des Tessins mit ein Hauptgrund flr die Wahl Cassis im Jahr
2017. Der amtierende Aussenminister selber gab im Sonntags-Blick zu Protokoll, dass er
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sich als Tessiner héaufig benachteiligt flhle und spielte so geschickt die
Minderheitenkarte, wie verschiedene Medien tags darauf kommentierten. Die
Sonntags-Zeitung wusste dann noch ein anderes Szenario zu préasentieren: Einige SVP-
Parlamentarier - das Sonntagsblatt zitierte Andreas Glarner (svp, AG) und Mike Egger
(svp, SG) - griffen Simonetta Sommaruga an und forderten, dass die SP zugunsten der
Grlnen auf einen Sitz verzichten musse. Die CVP sei in «Versuchung», wagte sich dann
auch die NZZ in die Debatte einzuschalten. Wiirde sie Hand bieten fur einen griinen Sitz
auf Kosten der FDP, dann kénnte sie im Bundesrat «das Zinglein an der Waage» spielen
und Mehrheiten nach links oder nach rechts schaffen. Die NZZ rechnete freilich auch
vor, dass grun-links mit zusammen rund 30 Prozent Wahleranteil mit drei von sieben
Regierungssitzen klar Ubervertreten wére, denn die GLP dirfe man nicht zu den Grinen
zéhlen. Dies hatten vor allem die Grinen selbst implizit immer wieder gemacht, indem
sie vorrechneten, dass die GLP und die GP zusammen auf 21 Prozent Wahleranteile
kamen.

Neben Kommentaren und Planspielen warteten die Medien auch mit moglichen grinen
Bundesratsanwarterinnen und -anwartern auf. Haufig gehandelte Namen waren die
scheidende Parteiprasidentin Regula Rytz, die Waatlander Staatsratin Béatrice Métraux
(VD, gp), die Neo-Standeréatin Maya Graf (gp, BL), der Berner alt-Regierungsrat Bernhard
Pulver (BE, gp), der amtierende Fraktionschef der Griinen, Balthasar Glattli (gp, ZH) oder
der Zurcher Nationalrat Bastien Girod (gp, ZH). Ins Gesprach brachte sich zudem der
Genfer Staatsrat Antonio Hodgers (GE, gp).

Die Grunen selber gaben sich lange Zeit bedeckt und waren sich wohl auch bewusst,
dass eine Kampfkandidatur nur geringe Chancen hatte. Sie entschieden sich zwar an
ihrer Delegiertenversammlung Anfang November in Bern flr eine forschere Gangart und
forderten einen grinen Bundesratssitz - Regula Rytz sprach davon, dass vorzeitige
Ricktritte aus dem Bundesrat ein Argernis seien, weil sie Anpassungen nach
Wahlverschiebungen erschweren wirden. Mit der Forderung war einstweilen aber noch
kein Name verknlipft, was der Partei prompt als «Lavieren» ausgelegt wurde (Blick).
«Der grune Favorit», wie der Tages-Anzeiger Bernhard Pulver betitelte, sagte Mitte
November, dass er nicht zur Verfligung stehe. Auch der Berner Stadtprasident Alec von
Graffenried (BE, gp) und die Aargauer alt-Regierungsratin Susanne Hochuli (AG, gp), die
ebenfalls als Kandidierende gehandelt worden waren, sagten via Medien, dass sie nicht
zur Verfligung stiinden.

Die «Kronfavoritin» (Tages-Anzeiger) Regula Rytz ihrerseits stand im zweiten Umgang
der Standeratswahlen im Kanton Bern. lhr wurden intakte Chancen eingerdumt und
wohl auch um diese nicht zu gefahrden, versicherte sie, dass sie auf eine
Bundesratskandidatur verzichten wirde, sollte sie fir den Kanton Bern in die kleine
Kammer gewahlt werden. Da sie dies allerdings verpasste, kiindigte die Bernerin rund
20 Tage vor den Bundesratswahlen ihre Kandidatur an - noch bevor die Fraktion
offiziell beschlossen hatte, eine Kandidatur einzureichen. Nach einer solchen
Richtungswahl, wie es die eidgendssischen Wahlen gewesen seien, kénne man nicht
einfach zur Tagesordnung Ubergehen, erklarte sie gegentber der Presse. Sie wolle fur
die Menschen und die Natur Verantwortung tbernehmen. Ihr Angriff gelte aber nur dem
FDP-Sitz von lIgnazio Cassis. Wirde sie flr ein anderes Regierungsmitglied gewahlt,
wirde sie die Wahl nicht annehmen - so die Bernerin. Die Fraktion der Grlnen gab
dann allerdings tags darauf bekannt, dass es nicht um die Person, sondern um die
Ubervertretung der FDP gehe. Ein Angriff auf Karin Keller-Sutter schien damit nicht
wirklich ausgeschlossen. Die nach aussen als wenig abgesprochen erscheinende
Strategie fur die Ansage der Kampfwahl brachte der GP Kritik ein. Die Partei zeige sich
«unbeholfen» und der Start sei «misslungen», urteilte etwa die NZZ. Auch die
Weltwoche redete von einem «verpatzten Start» und die Sonntagszeitung sprach gar
von dilettantischem Vorgehen. Es sei, als wéaren die Grinen ein Sprinter, der kurz vor
dem Ziel auf die Uhr schaue und sich hinknie, um die Schuhe zu binden, so die Zeitung
weiter.

Eine medial oft diskutierte Frage im Vorfeld der Wahlen war, welche Parteien die
Grlnen in ihrem Anliegen unterstutzen warden. Klar schien, dass die FDP nicht Hand
bieten wurde. Auch die SVP wirde - wenn Uberhaupt - die GP nur auf Kosten der SP
unterstitzen. Die CVP bzw. die neue Mitte-Fraktion (CVP zusammen mit BDP und EVP)
entschied, Rytz nicht einmal zu einem Hearing einzuladen. Man sei nicht gegen eine
grine Vertretung in der Regierung, es sei aber «etwas zu frih», liess sich CVP-
Parteiprasident Gerhard Pfister (cvp, ZG) in der Sonntagszeitung zitieren. Die GLP und
die SP gaben bekannt, Rytz vor den Wahlen anhéren zu wollen. Fir Schlagzeilen sorgte
dabei SP-Parteiprasident Christian Levrat (sp, FR), der die CVP aufforderte,
mitzuhelfen, die Griinen in die Regierung zu hieven. Die Schweiz wére sonst die einzige
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Demokratie, in der Wahlen keine Auswirkungen auf die Regierungszusammensetzung
hatten. Zudem wurde sich die Weigerung der CVP wohl Uber kurz oder lang rachen. Bei
der GLP zeigte sich das Dilemma zwischen 6kologischem und liberalem Gedankengut.
Insbesondere in der Europafrage fanden sich die GLP und der amtierende
Aussenminister eher auf der gleichen Linie. Fir Rytz spreche das 6kologische Anliegen,
gegen sie ihre eher linke Ausrichtung, erklarte Tiana Moser (glp, ZH) dann den Entscheid
fur Stimmfreigabe der GLP. Zudem wuirde Rytz ohne Absprache mit den Grunliberalen
den «Sitz der Okokrafte» fiir sich beanspruchen. Letztlich stellte sich einzig die SP-
Fraktion offiziell hinter Rytz. Die eher laue Unterstitzung und der Versuch der
amtierenden Regierungsparteien, die eigene Macht zu zementieren, mache das
Unterfangen «grine Bundesratin» fir Regula Rytz zu einer «mission impossible», fasste
die Zeitung Le Temps die Situation dann kurz vor den Wahlen zusammen.

Nicht die Medien, nicht Umfragen und «nicht die Wahlprozente» (NZZ), sondern die
Vereinigte Bundesversammlung bestimmt freilich letztlich, welche Parteien in der
Regierung vertreten sein sollen. Und diese Entscheidung brachte das Resultat, das viele
im Vorfeld aufgrund der Aussagen der verschiedenen Parteien auch erwartet hatten:
die Wiederwahl aller Amtierenden und das Scheitern des Angriffs der Griinen. Auch die
Ansprachen der Fraktionschefinnen und -chefs im Vorfeld der einzelnen Wahlen - die
Erneuerungswahlen finden in der Reihenfolge der Amtszeit der Bundesratsmitglieder
statt - machten dies bereits deutlich. Die CVP pladierte fir Konkordanz und Stabilitat
und die SVP betonte, dass zum Erfolgsmodell Schweiz die angemessene Vertretung der
Landesteile in der Regierung gehdre - die Diskriminierung der kleinsten Sprachregion
durch die Grune Partei sei abzulehnen. Die GLP erklérte, dass die Starkung der
Okologischen Anliegen und der Wahleranteil der Grinen zum Vorteil fir Rytz gereiche,
ihre Positionierung am linken Rand und der fehlende Anspruch von links-grin auf drei
Sitze aber gegen sie spreche. Die SP erklarte, die Zauberformel sei keine exakte
Wissenschaft, aber die beiden starksten Parteien sollten zwei Sitze und die restlichen
jeweils einen Sitz erhalten, was fur Regula Rytz spreche. Die Fraktion der Grlinen
geisselte den Umstand, dass die Regierungsparteien wahrend der Legislatur Sitze
«austauschten» und so bewusst verunmaoglichten, dass das Parlament die Resultate
nach eidgendssischen Wahlen bertcksichtigen kénne. Die FDP schliesslich wollte sich
einer kinftigen Diskussion um eine Anpassung der Zusammensetzung des Bundesrats
nicht verschliessen, amtierende Regierungsmitglieder dlrften aber nicht abgewahlt
werden.

Der Angriff der Grunen folgte bei der flinften Wahl, auch wenn der Name Regula Rytz
schon bei der Bestatigungswahl von Simonetta Sommaruga auftauchte. Gegen die 145
Stimmen, die Ignazio Cassis erhielt, war Regula Rytz jedoch chancenlos. Sie erhielt 82
Stimmen, was in den Medien als schlechtes Abschneiden kommentiert wurde, hatten
doch die Grinen (35 Stimmen) und die SP (48 Stimmen) in der Vereinigten
Bundesversammlung gemeinsam Uber 83 Stimmen verflgt. Weil darunter sicherlich
auch ein paar CVP- und GLP-Stimmen seien, musse dies wohl so interpretiert werden,
dass einige SP-Parlamentarierinnen und -Parlamentarier die grune Konkurrenz
flrchteten; Ignazio Cassis kdnne hingegen zufrieden sein. Von den 244 Wahlzetteln
waren 6 leer geblieben und 11 enthielten andere Namen als «Rytz» oder «Cassis».

Schon zuvor hatten die meisten Parlamentsmitglieder auf Experimente verzichtet. Bei
der ersten Wahl wurde der amtsalteste Bundesrat, Ueli Maurer, mit 213 von 221 glltigen
Wahlzetteln gewahlt. 23 der 244 ausgeteilten Bulletins waren leer geblieben und acht
auf Diverse entfallen. Beim Wahlgang flir Simonetta Sommaruga entfielen 13 Stimmen
auf Regula Rytz und 13 Stimmen auf Diverse. Da ein Wahlzettel ungultig war und 25 leer
blieben, durfte sich die kunftige Bundesprasidentin Uber 192 Stimmen freuen. Alain
Berset erhielt 214 Stimmen. Bei ihm waren 14 Wahlzettel leer geblieben und 16 auf
Diverse entfallen. Die Anzahl unglltige (1) und Leerstimmen (39) wuchs dann bei Guy
Parmelin wieder an, so dass der Wirtschaftsminister noch 191 Stimmen erhielt - 13
Stimmen entfielen auf Diverse. Einen eigentlichen «Exploit» (Tages-Anzeiger) erzielte
Viola Amherd bei der sechsten Wahl. Mit 218 Stimmen erhielt sie die zweitmeisten
Stimmen der Geschichte; nur Hans-Peter Tschudi hatte 1971 mehr Stimmen erhalten,
néamlich 220. EIf Stimmen blieben leer und 14 entfielen auf Diverse. Eingelangt waren
nur noch 243 Wahlzettel. Ein etwas seltsames Gebaren zeigt sich bei der letzten Wahl.
Karin Keller-Sutter wurde zwar auch hier im Amt bestatigt, sie erhielt aber lediglich 169
Stimmen, da von den 244 ausgeteilten Wahlzetteln 37 leer und einer unglltig eingelegt
wurden und 21 Stimmen auf Marcel Dobler (fdp, SG) sowie 16 auf Diverse entfielen. In
den Medien wurde spekuliert, dass dies wohl eine Retourkutsche vor allem von
Ostschweizer SVP-Mitgliedern gewesen sei, weil Keller-Sutter sich im St. Galler
Sténderatswahlkampf zugunsten von Paul Rechsteiner (sp, SG) ausgesprochen habe.
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Der Angriff der Grlnen sei zwar gescheitert, dies kénne fir die Partei aber auch
befreiend sein, kdnne sie nun doch Oppositionspolitik betreiben und mit Hilfe der
direkten Demokratie den Druck auf die anderen Parteien erhdhen, urteilte Le Temps
nach den Wahlen. |hr Anspruch auf einen Bundesratssitz sei nach diesen
Bundesratswahlen nicht einfach vom Tisch, kommentierte Balthasar Glattli. In
zahlreichen Medien wurde zudem die Stabilitat des politischen Systems betont - auch
der Umstand, dass es zu keinem Departementswechsel kam, obwohl kurz lUber einen
Wechsel zwischen Alain Berset und lIgnazio Cassis spekuliert worden war, wurde als
Indiz dafur gewertet. Doch Stabilitét bedeute nicht Stillstand; die neuen Mehrheiten im
Nationalrat mussten sich auch auf die Diskussionen um eine neue Zauberformel
auswirken - so die einhellige Meinung der Kommentatoren. An einem vor allem von der
CVP geforderten «Konkordanzgipfel» sollten Ideen flr die kiinftige Zusammensetzung
der Landesregierung beraten werden. Entsprechende Gesprache wurden auf Frihling
2020 terminiert. ?

Parlamentsmandat

Die Bestimmung der Kommissionszusammensetzung nach eidgendssischen Wahlen ist
ein fur die Politikgestaltung in der Legislatur ziemlich entscheidendes, aber in den
Medien selten ausflhrlich beleuchtetes Ereignis. Die je elf Kommissionen in beiden
Kammern werden mit je 13 (Stdnderat) bzw. je 25 (Nationalrat) Parlamentarierinnen und
Parlamentariern besetzt. Wie viele Sitze die Parteien in diesen Kommissionen erhalten,
ist erstens abhéngig von den Mandaten. Bei der Verteilung der total 143 Mandate im
Standerat und der 275 Mandate im Nationalrat kommt es zweitens allerdings zu
Restmandaten, die vom Buro-NR bzw. dem BUlro-SR verteilt werden. Wie diese
Verteilung aussieht, kann fir die Politik der Kommissionen entscheidend sein. Dies war
fur die 50. Legislaturperiode insbesondere auch deshalb der Fall, weil die SVP und die
FDP aufgrund ihrer Wahlgewinne in mehreren Kommissionen zusammen die Mehrheit
haben werden. Ein provisorischer Verteilschlissel wurde Mitte November vorgelegt.
Welche Parlamentarierinnen und Parlamentarier Einsitz in welchen Kommissionen
nehmen, bestimmen dann die Fraktionen selber. Die Kommissionsprasidien werden alle
zwei Jahre neu besetzt. Die Wahl aller Prasidien und aller Kommissionsmitglieder fand
dann am 10. Dezember statt.

In der Tat waren die SVP und die FDP in sechs (WAK-NR, SPK-NR, KVF-NR, SiK-NR, RK-
NR, FK-NR) der elf Nationalratskommissionen in der Mehrheit und konnten so
politischen Geschéaften von Beginn weg ihren Stempel aufdriicken. Insbesondere die
WAK, in der als Schnittstelle Geschafte aus allen Bereichen behandelt werden, wird als
wichtig erachtet.

Die SVP wird fur die nachsten beiden Jahre die KVF-NR, die SPK-NR, die GPK-NR, die
APK-NR und die WBK-NR prasidieren. Die SiK-NR und die SGK-NR werden von der FDP
und die Urek-NR von der CVP geleitet. Die SP wird der WAK-NR, der FK-NR und der RK-
NR vorstehen. Dies war flr Susanne Leutenegger Oberholzer (BL) wichtig, da sie mit
dem zu erwartenden Prasidiumssitz in der WAK auch ihren persénlichen Wahlkampf
befeuert hatte.

Die Zuteilung der einzelnen Parlamentarierinnen und Parlamentarier zu den
Kommissionen sei eine der undankbarsten Aufgaben eines Fraktionschefs, zitierte die
BaZ SP-Sprecher Michael Sorg. Normalerweise mulssen neu gewéhlte
Parlamentsmitglieder warten, bis sie in ihre Wunsch-Kommission einsitzen kénnen.
Dies war nicht der Fall fur Roger Képpel (svp, ZH), der in die APK gewéhlt wurde, und
auch nicht fur Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR), die auf Anhieb in der
prestigetrachtigen WAK sitzen wird. Auch Neo-Nationalrat Tim Guldimann (sp, ZH)
durfte in seiner Wunschkommission, der APK, Einsitz nehmen. *

Zum dritten Mal in der Frihlingssession 2018 hatte der Nationalrat einer Vereidigung
beizuwohnen. Fabian Molina (sp, ZH) rickte fur Tim Guldimann (sp, ZH) nach. Der
ehemalige Botschafter in Berlin trat nach nur zweieinhalb Jahren im Rat zurlck. Er war
als Auslandschweizer - er selber hatte sich bei den eidgendssischen Wahlen 2015 als
«Internationalrat» beworben - gewahlt worden und wohnte noch immer in Berlin. Fur
die Ratsgeschafte reiste er jeweils nach Bern. Einen Umzug in die Schweiz hatte er nie
in Erwagung gezogen, weil ein Auslandschweizer im Ausland zu wohnen habe. Trotzdem
flugte Guldimann die Entfernung als Grund fur seinen Rucktritt an, den er im Februar
2018 angekundigt hatte: Politik brauche persénlichen Kontakt, um die Bedurfnisse der
Menschen zu spuren. In Berlin lebe er in einer anderen politischen Realitat. Aus
familiaren Grunden koénne er aber nicht nach Zurich ziehen, was fir ein
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befriedigenderes Politisieren ndtig ware. Seine Frau habe auf vieles verzichtet, wéahrend
er Diplomat gewesen sei, jetzt sei er an der Reihe und wolle flr seine beiden Toéchter da
sein.

Der 27-jahrige Molina, der von 2014 bis 2018 die Juso prasidiert hatte und 2017 in den
Zircher Kantonsrat nachgeruckt war, legte sein Gelubde zum letztméglichen Termin in
der Fruhjahrssession ab. Diesem Termin war ein eigentliches Seilziehen
vorausgegangen, weil Guldimann seinen Rucktritt auf den 16. Marz eingereicht hatte,
was eine Aufnahme Molinas ins Parlament noch wahrend der Session im Frihling
eigentlich verhindert hatte. Erst nachdem Guldimann seinen Rucktrittstermin auf den
14. Mérz korrigiert hatte, wurde die Vereidigung maoglich. Allerdings mussten die
Formalitaten - unter anderem braucht es jeweils eine Bestatigung des Regierungsrates
des Kantons, aus dem ein neues Mitglied stammt - innerhalb von wenigen Tagen
erledigt werden. Dies gelang und Molina sorgte folglich dafur, dass das Mandat der SP
ununterbrochen wahrgenommen werden konnte. Molina trat per Mai 2018 aus dem
Kantonsrat zurtick. *

«Aus Lima und Tokio an Kommissionssitzungen pendelne» lautete der Titel der
parlamentarischen Initiative, mit der Thomas Minder (parteilos, SH) eine
Wohnsitzpflicht fiir Parlamentsmitglieder in der Schweiz forderte. Dies aus
finanziellen, demokratiepolitischen, praktischen und &kologischen Grinden: Die
Spesen fur ein Pendeln von ausserhalb der Schweiz - das Buro-NR gehe von CHF
320'000 pro Parlamentsmitglied mit Wohnsitz ausserhalb Europas fur eine Legislatur
aus - seien viel zu hoch; Parlamentarierinnen und Parlamentarier mussten der eigenen
Gesetzgebung unterworfen sein, was sie mit Wohnsitz im Ausland aber nicht waren; Tim
Guldimann (sp, ZH) habe gezeigt, dass es nicht moglich sei, in einem Milieu zu leben und
in einem anderen Politik zu machen - der in Berlin lebende Guldimann war 2015 in den
Nationalrat gewahlt worden, nach zwei Jahren aber mit dieser Begrindung wieder
zurlckgetreten; und schliesslich wirde von ausserhalb wohl vor allem mit dem Flugzeug
gependelt, was aus klimapolitischen Griinden unverhaltnismassig sei.

Nachdem die SPK-SR Ende Januar 2020 mit 10 zu 2 Stimmen bei 1 Enthaltung
beschlossen hatte, der Initiative keine Folge zu geben, zog Minder Ende Februar sein
Anliegen, der Kommissionsargumentation folgend, zurlick. Es wére nicht nur ein
falsches Signal an die Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer, sondern auch
nicht verhéaltnismassig, aufgrund nur eines bisherigen Falles die Gesetzgebung zu
andern, hatte die Kommission begriindet. °

Parlamentsorganisation

Ranglisten haben etwas Eingéngiges: Mit ihrer Hilfe lassen sich vermeintliche
Unterschiede fest- wund darstellen. So versuchen ofters auch die Medien
Parlamentarierinnen und Parlamentarier einzuordnen und zu vergleichen. 2017
prasentierte die Sonntagszeitung ein Parlamentarierrating, mit welchem der Einfluss
aller Parlamentsmitglieder gemessen werden sollte, und die NZZ wartete mit ihrem
jahrlichen Links-Rechts-Rating auf.

Der Einfluss wurde in der Sonntagszeitung anhand der Kommissionszugehorigkeit, der
in den Raten vorgebrachten Voten, der Anzahl erfolgreicher politischer Vorstosse, der
Amter im Rat und in der Partei, der Medienprasenz und dem ausserparlamentarischen
Beziehungsnetz gemessen. Zwar wies die Zeitung nicht aus, wie sie diese Elemente
miteinander verknlpfte und gewichtete, die Rangliste diente ihr aber als Grundlage flr
immerhin drei ganze Zeitungsseiten. Laut den Berechnungen war SP-Parteiprasident
Christian Levrat (FR) in den Jahren 2015-2017 der einflussreichste Parlamentarier,
gefolgt von Pirmin Bischof (svp, SO) und Gerhard Pfister (cvp, ZG). Die «Flop 15> - so die
Sonntagszeitung - wurden angeflihrt von Géraldine Marchand-Balet (cvp, VS), Hermann
Hess (fdp, TG) und David Zuberbihler (svp, AR). Die Rangierungen verleiteten die
Zeitung zu weiteren Analysen: So sei der Einfluss der SVP und der FDP, gemessen am
Anteil Fraktionsangehoriger unter den Top 50, verglichen mit dem Rating 2014
gestiegen und der Einfluss des Kantons Zurich gesunken. Mit einem Vergleich der
Rangliste hinsichtlich Medienpréasenz und dem Gesamtrang konnte die Zeitung zudem
«die grossten Blender» ausmachen. Zwar haufig in den Medien, aber sonst nur wenig
einflussreich waren laut dieser Berechnung etwa Tim Guldimann (sp, ZH), Andreas
Glarner (svp, AG) oder Benoit Genecand (fdp, GE). Einzelne Regionalzeitungen
diskutierten in der Folge «ihre» kantonalen Vertreterinnen und Vertreter. Solche
Ratings seien nicht entscheidend, aber es fihle sich immer gut an, wenn man vorne sei,
beurteilte Christian Levrat die Auswertung.
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Wichtigste Erkenntnis der von der NZZ prasentierten Links-Rechts-Positionierung, die
seit 1999 jahrlich auf der Basis von in den Raten durchgefuhrten Abstimmungen von der
Forschungsstelle Sotomo durchgefihrt wird - auch in der NZZ wurde die Methode zur
Messung von Links und Rechts lediglich sehr kryptisch mit den Begriffen «D-Nominate»
und «Alpha-Nominate» angedeutet und dem Hinweis versehen, dass diese Methode fur
den amerikanischen Kongress entwickelt worden seien und die ideologische Position
der Abgeordneten messe -, war die zunehmende Fraktionsdisziplin. Der Druck, auf
Fraktionslinie zu stimmen, habe dazu gefiihrt, dass es kaum noch Uberlappungen in der
ideologischen Positionierung zwischen den einzelnen Parteien gebe. Vor allem die CVP
- sie variiert auf der Gesamtskala von -10 (links) bis +10 (rechts) zwischen 0.2 (Gerhard
Pfister) und -1.7 (Barbara Schmid-Federer, ZH) - sei wesentlich geschlossener als
friher, als sie noch Fraktionsmitglieder gehabt habe, die sich am rechten Rand bei der
Position von (linken) FDP- und SVP-Mitgliedern befunden und am linken Rand die
«rechten Auslaufer der SP» berlhrt hatten. Die FDP-Mitglieder, die Positionen
zwischen 0.3 (Christa Markwalder, BE) und 2.4 (Bruno Pezzatti, ZG) einnahmen, sowie
die SVP-Mitglieder (Jean-Pierre Grin, VD: 6.1 bis Erich Hess, BE: 10.0) lagen ziemlich
weit auseinander. Der Median des gesamten Nationalrats verlief genau zwischen der
CVP und der FDP. Auf der Ratslinken gab es mehr ideologische Gemeinsamkeiten: Zwar
war die SP insgesamt etwas linker als die Grinen - die Werte variierten bei den
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten zwischen -8.2 (Chantal Galladé, ZH) und
-9.9 (Silvia Schenker, BS) und bei den Griinen zwischen -9.4 (Lisa Mazzone, GE) und -7.8
(Bastien Girod, ZH) -, aber die Durchmischung war wesentlich stérker als im Block der
Burgerlichen. Die grosste Geschlossenheit wies die GLP auf, bei der sich Kathrin
Bertschy (BE) und Tiana Angelina Moser (ZH) mit einem Wert von -3.0 ideologisch nur
marginal von Martin Baumle (ZH, -2.7) entfernt positionierten. Die BDP wies mehr
Varianz auf: Sowohl Rosmarie Quadranti (ZH, -1.6) als auch Hans Grunder (BE, -0.2)
fanden sich ideologisch leicht links der Mitte. Interessant war, dass sich die
Kleinstparteien am Rand ihrer Fraktionen ansiedelten. Sowohl die Lega und das MCG
bei der SVP-Fraktion, als auch die EVP bei der CVP-Fraktion wiesen im Rating
ideologische Differenzen zu ihrer Fraktion auf.

Im Sténderat waren zwar die verschiedenen Parteien ebenfalls voneinander getrennt, es
kam aber zwischen CVP und FDP zu Uberlappungen und die Gesamtvarianz der
Positionen in der kleinen Kammer war geringer. Sie reichte von Liliane Maury Pasquier
(sp, GE; -8.3) bis Peter Fohn (svp, SZ; 9.8), wobei sich Letzterer am rechten Rand
ziemlich alleine auf weiter Flur befand, gefolgt von Werner Hosli (svp, GL; 7.6). Bei der
FDP gesellten sich Fabio Abate (Tl, -0.2) und vor allem Raphaél Comte (NE; -1.6) zum
Lager der CVP, das von -2.4 (Anne Seydoux-Christe, JU) bis O (Isidor Baumann, UR)
reichte. Am rechten Rand der FDP politisierte Philipp Muller (AG, 3.4) und lag damit
nahe bei Thomas Minder (SH, 4.8), der als Parteiloser der SVP-Fraktion angehért. Von
der SP sassen mit Pascale Bruderer (AG, -5.2) , Claude Janiak (BL, -5.5), Hans Stockli
(BE, -5.6) und Daniel Jositsch (ZH, -5.6) vier im Vergleich zum Nationalrat ziemlich
gemassigte Genossinnen und Genossen in der kleinen Kammer. ©

Das in der NZZ prominent platzierte, aber auch von anderen Medien aufgenommene
Parlamentarierrating 2018, das von der Forschungsstelle Sotomo aufgrund des
Abstimmungsverhaltens im National- und Standerat berechnet wird, zeigte seit der
letzten Ausgabe 2017 nur wenig Veranderungen hinsichtlich Positionierung der
Parteien. Noch immer war eine deutliche Trennung der einzelnen Fraktionen im
Nationalrat zu beobachten, mit Ausnahme der SP und der Grunen sowie der CVP und
der BDP, bei denen sich die Positionierungen einzelner Parlamentarierinnen und
Parlamentarier auf einer Skala von -10 (ganz links) und +10 (ganz rechts) teilweise
Uberlappten. Die Extrempole des Nationalrats wurden von Fraktionsmitgliedern der SP-
bzw. der SVP eingenommen: Silvia Schenker (sp, BS; -10.0) sowie Luzi Stamm (svp, AG;
10.0) und Toni Brunner (svp, SG; 10.0) besetzten die Skalengrenzen. Das Spektrum der
SP-Fraktion reichte von dieser Extremposition bis -8.5. Dieser «rechte Fligel» der
Sozialdemokraten wurde vom neu in den Nationalrat nachgertckten Adrian Wuthrich
(sp, BE) besetzt. Die Spannweite der Grinen reichte von -9.5 (Regula Rytz; gp, BE) bis
-8.6 (Bastien Girod; gp, ZH). Im Schnitt waren die Mitglieder der SP-Fraktion erneut
etwas linker positioniert als jene der GP-Fraktion. Das war zwischen 1995 und 2011
umgekehrt. Zwischen dem links-griinen Pol und der Mitte tat sich eine ziemliche Licke
auf. Die beiden der CVP-Fraktion angehdrenden EVP-Mitglieder Marianne Streiff-Feller
(evp, BE) und Niklaus Gugger (evp, ZH), der Ende 2017 in den Nationalrat nachgerutscht
war, waren mit ihren Werten von -4.1 bzw. -3.7 zwar deutlich am linken Fraktionsrand
angesiedelt, damit aber noch immer mehr als vier Skalenpunkte von SP und GP entfernt
positioniert. Immer noch links der Mitte reihte sich anschliessend die GLP-Fraktion ein,
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die sich erneut als sehr homogen prasentierte (-3.3 bis -3.0). Die CVP- und die BDP-
Fraktion Uberlappten sich ebenfalls. Bei beiden kam dabei der rechte Rand genau bei
der Position O zu liegen; bei der BDP wurde dieser von Hans Grunder (bdp, BE) und bei
der CVP von Daniel Féssler (cvp, Al), Gerhard Pfister (cvp, ZG) und Fabio Regazzi (cvp, TI)
besetzt. Den linken Rand besetzten bei der CVP Kathy Riklin (cvp, ZH: -1.5) und bei der
BDP Rosmarie Quadranti (bdp, ZH: -1.9). Auch auf der rechten Ratsseite klaffte eine
Licke. Der Abstand zwischen der FDP, deren Spektrum sich zwischen 1.0 (Christa
Markwalder; fdp, BE) und 3.4 (Walter Mller; fdp, SG) aufspannte und der SVP, deren
linker Pol bei 7.4 zu liegen kam (Jean-Pierre Grin, svp, VD) betrug ebenfalls 4
Skalenpunkte.

In der NZZ wurden auch die Positionen einzelner Parlamentsmitglieder diskutiert, die
sich Uber die Jahre stark verédndert hatten. So hatte etwa Thomas Muller (svp, SG) laut
der Auswertung einen Sprung auf der Skala von 1.5 nach 9.5. gemacht. Mdller war 2006
als CVP-Politiker gewahlt worden und hatte 2011 in die SVP gewechselt, wo er dann mit
den Jahren einen eigentlichen Rechtsrutsch vollzog. Die Gegenrichtung hatte Gerhard
Pfister eingenommen, der von einer rechten Position (4.0) genau in die Mitte (0) gertickt
war. Dies sei erst nach seiner Ubernahme des CVP-Prasidiums passiert, was belege, so
die NZZ, dass Pfister die CVP nicht nach rechts gezogen, sondern den rechten Fligel in
die Partei integriert habe.

Im Standerat waren die Licken zwischen den Fraktionen geringer. Zwischen dem am
weitesten «rechts» stehenden SP-Stédnderat Daniel Jositsch (sp, ZH: -5.6) und der am
weitesten «links» positionierten CVP-Stédnderatin Anne Seydoux-Christe (JU) lagen
knapp 2 Skalenpunkte. Mit Raphaél Comte (fdp, NE) fand sich gar ein FDP-Standerat an
dieser Position (-3.8). Allerdings war Comte damit relativ weit von seiner restlichen
Standeratsfraktion entfernt, bei der Philipp Muller (fdp, AG) bei 3.6 den rechten Rand
einnahm. Auch hier war der Skalenabstand zur SVP, deren Spektrum sich zwischen den
beiden Schwyzer Standeréaten, Alex Kuprecht (6.9) und Peter Féhn (10.0) erstreckte, mit
3.3 Punkten kleiner als im Nationalrat. ’

Das Parlamentsgesetz sieht vor, dass Vorstdsse von einer Kommissionsmehrheit, einer
Fraktion oder einem Ratsmitglied eingereicht werden kénnen. Mit seinem Postulat
forderte Bastien Girod (gp, ZH) eine Erweiterung dieser Mdoglichkeiten. Konkret
verlangte er die Prufung der Méglichkeit einer Co-Autorenschaft bei Vorstéssen. Girod
verwies darauf, dass «immer wieder gleichlautende Vorstésse eingereicht» wirden. Die
dadurch entstehende Belastung der Réate und der Verwaltung kénnte vermieden
werden, wenn erlaubt wiirde, dass zwei oder mehrere Urheberinnen und Urheber mit
einem einzigen Vorstoss zum Ausdruck bringen konnten, dass sie eine Idee teilten. Der
Zurcher Nationalrat verwies zudem darauf, dass frihere &hnliche Vorstodsse (Pa.lv.
07.400) lediglich aufgrund der zuséatzlich entstehenden Umsetzungskosten abgelehnt
worden seien. Da momentan ein grosserer Wechsel bei der Geschaftsdatenbank
erfolge, konnten diese Kosten gesenkt werden, wenn der Antrag gleich in die
Erneuerung der Geschéaftsdatenbank integriert wirde.

Das Buro-NR, in der Nationalratsdebatte wahrend der Herbstsession 2019 durch Edith
Graf-Litscher (sp, TG) vertreten, empfahl das Postulat zur Ablehnung. Es sei in der Tat
so, dass mit dem Projekt «Curia plus>» der digitale Ratsbetrieb optimiert werde und die
Forderung des Postulats wohl eingebaut werden kénnte. Allerdings seien die Arbeiten in
vollem Gange und die Einfliihrung fir 2022 vorgesehen. Dartber hinaus habe sich das
Buro die in der bisherigen 50. Legislatur eingereichten Vorstosse angeschaut: Von 4825
seien lediglich 21 gleichlautend gewesen. Zudem sei unklar, wie eine Co-Urheberschaft
genau geregelt werden sollte. Fragen seien etwa, ob sie nur fir Motionen und Postulate
(in ihren Ausflhrungen sprach Graf-Litscher von «Petitionen») oder auch fir
parlamentarische Initiativen gelte oder wie Mitunterzeichnen sich zuklnftig von einer
Co-Urheberschaft unterscheiden solle. In Anbetracht des geringen Mehrwerts und der
aufwandigen Rechtsabklarungen empfehle das Bluro das Postulat einstimmig zur
Ablehnung. Dieser Empfehlung folgte eine burgerliche Mehrheit von 102 Abgeordneten,
die 60 vor allem aus dem links-grinen und dem grunliberalen Lager stammenden
Stimmen gegeniberstanden. ®
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WAHLGESCHAFT
DATUM: 02.12.2019
MARC BUHLMANN

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.11.2012
MARC BUHLMANN

Nach der Konstituierung und Vereidigung des Nationalrats, schritt dieser - noch einmal
geleitet von der Altersprasidentin  Maya Graf (gp, BL) - zur Wahl des
Nationalratsprasidiums 2019/20. Die amtierende erste Vizeprésidentin, Isabelle Moret
(fdp, VD), wurde erwartungsgemass als Prasidentin bestimmt. Von den 200 ausgeteilten
Wahlzetteln waren 2 ungultig und 5 entfielen auf Diverse. Mit 193 Stimmen gelang der
14. Frau im Prasidentenamt ein Rekordresultat. Damit wurde zum 19. Mal eine
Volksvertretung aus dem Kanton Waadt ins oberste Schweizer Amt gewahlt.

Moret dankte in ihrer Rede ihrer Vorgéngerin Marina Carobbio Guscetti (sp, Tl), die die
Représentation der Frauen in der Politik immer wieder thematisiert habe - mit Freude
nehme sie auch die Zahl der Frauen im Saal zur Kenntnis. Es sei Moret auch hinsichtlich
der Feierlichkeiten zum 50-jéhrigen Jubilaum der Einflhrung des Frauenstimmrechts
ein Anliegen, die Bemuhungen ihrer Ratskollegin weiterzufihren. Das neue Parlament
habe die Chance, wichtige Themen anzupacken: So etwa die Familien- und
Gleichstellungspolitik, die Reform der Sozialversicherungen, die Umweltpolitik, aber
auch die Gesundheitspolitik, momentan eine der gréssten Sorgen der Schweizerinnen
und Schweizer. Mit ihrem Ausruf «Vive la Suisse! Es lebe die Schweiz! Viva la Svizzeral
Viva la Svizra!» erntete die neue Prasidentin Applaus. Bevor sie zur Wahl des ersten
Vizeprasidenten uberleitete, verwies Moret auf den Umstand, dass das Parlament nicht
nur noch nie so weiblich, sondern auch noch nie so jung gewesen sei. Als Zeichen, wie
wichtig die Jugend sei, liess Moret die olympische Flamme der Jugend-Winterspiele,
die im Januar 2020 im Kanton Waadt stattfinden werden, in den Saal tragen. Dies solle
ein Ansporn flr die Schweizer Jugend sein, Uber sich selbst hinauszuwachsen.

Zum ersten Vizeprasidenten wurde im Anschluss Andreas Aebi (svp, BE) gewéahlt. Fur
dieses Amt wére eigentlich Heinz Brand (svp, GR) vorgesehen gewesen. Der Blindner,
der im November 2018 zum ersten Vizeprasidenten gekirt worden war, war allerdings
bei den eidgendssischen Wahlen nicht wiedergewéahlt worden. Aebi, der 2018 innerhalb
der SVP neben Brand ebenfalls als Kandidat fir das Amt gehandelt worden war und jetzt
zum Handkuss kam, erhielt 178 Stimmen. Von den ausgeteilten Wahlzetteln blieben 9
leer und auf 13 standen andere Namen als jener des Berner SVP-Mitglieds.

In der Folge wurde Iréne Kalin (gp, AG) zur zweiten Vizeprésidentin bestimmt. Die
Aargauerin erhielt vergleichsweise wenige 112 Stimmen. Von den 195 eingelangten
Wahlzetteln blieben 23 leer und 3 waren unglltig. Andere Personen erhielten 57
Stimmen, darunter Regula Rytz (gp, BE; 23 Stimmen) und Bastien Girod (gp, ZH; 11
Stimmen). Das magere Resultat dirfte - neben der Parteizugehorigkeit der neuen
zweiten Vizeprasidentin - auch damit zusammenhéangen, dass Kélin erst seit 2017 im
Nationalrat sass. Kélin war von der Fraktion der griinen Partei Ende November 2019
nominiert worden.

Die vier Stimmenzahlenden und die vier Ersatzstimmenzahlenden wurden in globo
gewahlt. Auch hier zeigten sich aufgrund der Stimmenzahl einige ideologische
Animositaten, alle acht wurden aber letztlich deutlich gewahlt. Zu Stimmenzahlerinnen
und -zahlern wurden Edith Graf-Litscher (sp, TG; 193 Stimmen), Roland Rino Biichel
(svp, SG; 194 Stimmen), Daniel Brélaz (gp, VD; 179 Stimmen) und Benjamin Roduit (cvp,
VS; 187 Stimmen) gewéhlt. Die vier sind damit Mitglieder des Bliro-NR und sitzen dem
Ratsplenum gegenlber, mit der Prasidentin im Ricken. Am gleichen Ort sitzen die
Ersatzstimmenzahlerinnen und -zahler, die aber nicht Mitglieder des Biros sind: Yvette
Estermann (svp, LU; 191 Stimmen), Pierre-Alain Fridez (sp, JU; 193 Stimmen), Gerhard
Andrey (gp, FR; 192 Stimmen) und Philipp Kutter (cvp, ZH; 190 Stimmen). °

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Verschiedene Resultate der Gesamterneuerungswahlen vom Vorjahr waren Anlass flr
Vorstosse mit Reformvorschlagen fiir die Nationalratswahlen. Der Umstand, dass
erstmals seit 1979 kein Vertreter des franzdsischsprachigen Berner Juras in den
Nationalrat gewéahlt wurde, bewegte den Kanton Bern zur Einreichung einer
Standesinitiative (12.314), die eine Zusicherung einer adaquaten Anzahl Sitze fur
sprachliche Minderheiten in mehrsprachigen Kantonen fordert. Das Begehren war im
Berichtsjahr von der SPK-NR und der SPK-SR noch nicht behandelt worden. Eine
Motion der FDP-Liberale Fraktion (12.3374) und eine Motion Frehner (svp, BS) (12.3050)
forderten ein Verbot von Listenverbindungen. Wahltaktische Uberlegungen hatten zu
Verzerrungen des Wahlerwillens gefiihrt. Frehner (svp, BS) fihrte in seiner Begriindung
das Beispiel seines eigenen Kantons an, in welchem die abgewéhlte griine Nationalratin
Anita Lachenmeier (gp, BS) zwar etwa dreimal mehr Stimmen als der neu gewahlte
Markus Lehmann (cvp, BS) erhalten habe, letzterer aber dank der Listenverbindung der
CVP mit GLP, EVP und BDP den Sitz erobern konnte. In seiner Stellungnahme wies der
Bundesrat darauf hin, dass Listenverbindungen in den vergangenen Jahrzehnten
tatsachlich kontinuierlich ~ zugenommen hatten und eine Folge des
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MOTION
DATUM: 07.03.2016
MARC BUHLMANN

Sitzzuteilungsverfahrens Hagenbach-Bischoff seien. Vor- und Nachteile dieses
bewahrten Systems wiirden sich die Waage halten und eine Anderung sei nicht
angezeigt. Die Verzerrungen seien priméar Folge der sehr unterschiedlichen Grosse der
Kantone als Wahlkreise und ein Verbot von Listenverbindungen kédme lediglich einer
Symptombekampfung gleich. Beide Motionen wurden im Berichtsjahr noch nicht
behandelt. Eine Korrektur dieser Verzerrung mit Hilfe eines alternativen
Wahlverfahrens, des so genannten ,doppelten Pukelsheim®, schlug eine Motion Minder
(parteilos, SH) (12.3711) vor. Mit dem doppeltproportionalen Sitzverteilungsverfahren
werden Sitze in einem ersten Schritt auf die Parteilisten geméss nationalem
Wahleranteil und erst in einem zweiten Schritt auf die einzelnen Kantone verteilt. Damit
wirden nicht nur Listenverbindungen obsolet, sondern auch Verzerrungen des
Wahlerwillens wurden zumindest verkleinert. Diese Idee, die bereits Gegenstand
mehrerer friherer erfolgloser Vorstésse (Po. 03.3377 (Genner), Po. 07.3884 (Waber),
Pa.lv. 09.410 (Zisyadis)) sowie verschiedener kantonaler Reformen war, fand jedoch
weder beim Bundesrat noch in der kleinen Kammer genligend Anhanger. Der Bundesrat
wollte erst die Entwicklungen in den Kantonen abwarten, weil die Wahlprozedere
moglichst auf allen foderalen Stufen gleich sein sollten. Die ablehnende Haltung
gegenlber der Einflhrung des doppelten Pukelsheim in den Kantonen Bern, Luzern,
Schwyz, Zug, Solothurn, Basel-Stadt und St. Gallen weise auf eine gewisse Skepsis in der
Bevolkerung hin, auch wenn das Verfahren in den Kantonen Zurich, Aargau und
Schaffhausen eingefiihrt worden sei. Eine Motion Girod (gp, ZH) (11.4193) schliesslich
griff die Diskussionen um die Informationsbroschire der Bundeskanzlei anlasslich der
Gesamterneuerungswahlen wieder auf. Die mit dem Titel .In der Kirze liegt die Wirze®
versehene Wahlbroschure erklarte mit Hilfe von Vergleichen aus der Gastronomie das
Wahlprozedere und stellte die Parteien vor. Der Motionar wollte die Bundeskanzlei
verpflichten, Wahlunterlagen zukinftig objektiv zu gestalten und auf klare Information
der Wahlerschaft zu fokussieren. Die Motion wurde vom Bundesrat abgelehnt, da damit
eine 2007 beschlossene Darstellung der Parteien nicht mehr moglich sei. Obwohl die
Exekutive die Kritik des Motionéars nicht teilte, versprach der Bundesrat den Anregungen
im Hinblick auf eine neue Wahlanleitung fiir 2015 Rechnung zu tragen. ©

Ein wichtiges Argument, das fur die elektronische Stimmabgabe ins Feld geflihrt wird,
ist die Vereinfachung der Partizipation fur die finfte Schweiz. E-Voting ermdglicht es
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern, ihre politischen Rechte auszuflhren.
Nicht selten komme es bei brieflicher Stimmabgabe vor, dass die Unterlagen zu spéat bei
den Berechtigten im Ausland oder aber bei den Behdrden in der Schweiz eintrafen -
kritisierte etwa Filippo Lombardi (cvp, TI) im Rahmen einer von ihm eingereichten
Motion. Er forderte, dass bei den eidgendssischen Wahlen 2019 alle
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer die Méglichkeit haben, elektronisch zu
wahlen. Er erinnerte daran, dass Hildegard Féssler-Osterwalder (sp, SG) bereits im
September 2011 gefordert habe, dass bei den Wahlen 2015 eine grosse Mehrheit der im
Ausland wohnhaften Schweizer Blrgerinnen und Blrger einen elektronischen Kanal
haben sollte. Konkret hatten aber lediglich vier Kantone die Moglichkeit von E-Voting
angeboten.

In seiner Stellungnahme machte der Bundesrat darauf aufmerksam, dass bei den
Wahlen 2015 eigentlich 14 Kantone die Méglichkeit fur eine elektronische Wahl fur die
Schweizerinnen und Schweizer im Ausland angeboten héatten, eine kurz vor den Wahlen
entdeckte Sicherheitslicke aber die Einschrankung dieses Angebots bedingt habe.
Grundsatzlich gehe die Entwicklung in die richtige Richtung, eine Verpflichtung der
Kantone sei aber zum jetzigen Zeitpunkt nicht angezeigt. In der Frihjahrssession 2016
folgte der Standerat der exekutiven Argumentation und lehnte die Motion ohne
Diskussion ab.

Eine Motion Guldimann (sp, ZH) mit einer sehr dhnlichen Forderung (Mo. 15.4139) wurde
wohl auch aufgrund des stéanderatlichen Entscheids vom Motionar im September 2016
zurlckgezogen. "
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WAHLEN
DATUM: 24.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Wahlen
Wahlen in kantonale Regierungen

Im Mai 2018 kiindigte Thomas Heiniger (ZH, fdp) seinen Verzicht auf eine weitere
Kandidatur als Gesundheitsdirektor des Kantons Zirich an und kurze Zeit spater
vermeldete auch Markus Kégi (ZH, svp), bisheriger kantonaler Baudirektor, dass er nicht
mehr zur Wahl antreten werde. Damit war der Wahlkampf fir die Regierungsratswahlen
2019 in Ziirich bereits Mitte 2018 eroffnet. Den Anfang machte die SP, die sich einem
besonderen Problem gegentber sah: Vor allem die Juso und die stadtische SP
kritisierten Sicherheitsdirektor Mario Fehr (ZH, sp) stark und wollten seine erneute
Kandidatur fir den Regierungsrat verhindern. Kritisiert wurde Fehr insbesondere flr
seine Asylpolitik, seine Forderung nach einem Burka-Verbot und seine Anschaffung von
Staatstrojanern. Die Kritik ging so weit, dass die SP-Parteileitung eine Abstimmung
einberief, in der geklart werden sollte, ob die Parteibasis hinter Mario Fehr steht oder
nicht und ob die beiden bisherigen SP-Regierungsratsmitglieder, Mario Fehr und
Jacqueline Fehr, erneut fur die SP antreten sollen. Mit 167 zu 8 Stimmen war die
Kandidatur von Jacqueline Fehr unumstritten und auch Mario Fehrs Kandidatur wurde
mit 108 zu 73 Stimmen gutgeheissen.

Damit ging das «Problem Fehr», wie es einige Medien nannten, an die Grinen Uuber:
Noch bevor diese wussten, mit welchem Kandidaten oder welcher Kandidatin sie selbst
antreten wollen, forderten erste Stimmen - ebenfalls vor allem von den Jungen Griinen
und von der stadtischen Partei -, dass man auf eine Empfehlung von Mario Fehr
verzichten solle. Zuerst stand aber die Frage im Mittelpunkt, wer flur die Grinen den
2015 verlorenen Sitz von Martin Graf zurlckerobern soll. Nachdem zahlreiche
prominente Kandidaten - Kandidatinnen waren fast keine vorhanden, da diese, wie zum
Beispiel Karin Rykart, geméass Medien kurz zuvor in andere Amter gewahlt worden waren
- wie der karzlich wiedergewahlte Zurcher Stadtrat Daniel Leupi und die Nationalrate
Bastien Girod und Balthasar Glattli abgesagt hatten, sprach sich die Grine Partei fur
den 32-jahrigen Solarenergieforscher und Kantonsrat Martin Neukom aus. Neukom
setzte sich vor allem fur mehr Klimaschutz ein. Die Medien und zahlreiche Experten
trauten ihm aufgrund seines niedrigen Bekanntheitsgrades kaum Gewinnchancen zu.
Uberdies entschieden sich die Delegierten der Griinen in der Tat mit 39 zu 28 Stimmen,
auf eine Empfehlung von Mario Fehr zu verzichten und stattdessen den AL-Kandidaten
Walter Angst neben Jacqueline Fehr fur den Regierungsrat zu empfehlen. Zwar empfahl
die SP den Grunen-Kandidat Neukom weiterhin, die Nichtunterstitzung Mario Fehrs
durch die Grinen und spéater auch durch die AL verhinderte jedoch einen
gemeinsamen, geschlossenen Wahlkampf der linken Parteien. Die Medien werteten dies
vielmehr als Problem flir den eher unbekannten Neukom als fir die beiden bisherigen
SP-Regierungsratsmitglieder.

In der Zwischenzeit hatte sich auch die SVP auf die Suche nach einem Nachfolger fr
Kagi gemacht. In die engere Auswahl schafften es Nationalratin Natalie Rickli und der
verglichen mit Rickli relativ unbekannte Christian Lucek, Gemeinde- und Kantonsrat aus
Danikon. Seinen Rickstand im Bekanntheitsgrad versuchte Lucek wettzumachen, indem
er Parteifreunden in einem E-Mail empfahl, in der Diskussion Rickli nach ihrem
Zivilstand und ihrer Familienplanung zu fragen. «Wollen wir vier Frauen im
Regierungsrate», fragte er die Empfanger des E-Mails rhetorisch. Dieses E-Mail gelangte
jedoch noch vor der parteiinternen Ausmarchung an die Medien und sorgte fur
Empdrung. Mit 244 zu 53 Stimmen schaffte Rickli in der Folge die Wahl zur zweiten
SVP-Kandidatin neben dem Bisherigen Ernst Stocker locker. Im Nachgang werteten die
Medien das E-Mail von Lucek als Vorteil fur Rickli.

Auch die FDP suchte einen Nachfolger fur Thomas Heiniger und fand ihn in ihrem
bisherigen Fraktionschef im Kantonsrat, Thomas Vogel. Vogel war vier Jahre zuvor in der
internen Ausscheidung der jetzt als bisherige Regierungsratin antretenden Carmen
Walker Spah unterlegen. Mit 128 von 226 Stimmen setzte er sich in der parteiinternen
Ausmarchung relativ klar gegen seine zwei Mitbewerber durch.

Die CVP trat mit ihrer bisherigen Regierungsratin Silvia Steiner an, die AL setzte auf den
Zircher Gemeinderat Walter Angst. Zudem kandidierten Nationalrdtin Rosmarie
Quadranti fur die BDP, Jorg Mader fur die GLP, Hanspeter Hugentobler flur die EVP und
Hans Egli fir die EDU.

Noch Ende 2018 werteten die Medien die Regierungsratswahl als ziemlich klare Sache.
Die Burgerlichen hatten gute Chancen, ihre funf Sitze zu verteidigen, war gemeinhin zu
lesen. Hervorgehoben wurde die gute Zusammenarbeit der SVP, der FDP und der CVP:
Die drei Parteien empfahlen sich gegenseitig und bewarben die jeweils anderen
Kandidatinnen und Kandidaten des «Burgerlichen Blndnisses fir den Regierungsrat»
auf ihren Plakaten und in ihren Inseraten. Ansonsten prasentierten sie zwar kein
gemeinsames inhaltliches Programm, verwiesen aber auf die gute Situation des Kantons
Zurich als Verdienst des burgerlich gepragten Regierungsrates. Eine gemeinsame
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WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
MARC BUHLMANN

Pressekonferenz veranstalteten auch die GLP, die EVP und die BDP. Die drei Parteien,
die zusammen bei den Wahlen vor vier Jahren 15 Prozent der Stimmen geholt hatten,
traten jedoch allesamt mit eigenen Kandidatinnen und Kandidaten an, was die Medien
als vertane Chance werteten. Bei einem allfalligen zweiten Wahlgang wirde man sich
vermutlich fur eine Person entscheiden, mutmassten die Medien. Auch die drei
Mitteparteien prasentierten keine gemeinsamen Inhalte, sondern betonten den
gemeinsamen Politstil und ihre Fahigkeit, im Unterschied zu den Polparteien Losungen
zu finden.

Erste Anzeichen daflr, dass die Wahl der funf Blrgerlichen nicht so einfach werden
durfte, wie von den Medien anfanglich angenommen worden war, bot die erste
Politbarometer-Umfrage von Sotomo Ende Januar 2019. Dabei zeigte sich, dass das
Rennen um den siebten Platz zwischen FDP-Kandidat Thomas Vogel und Grunen-
Kandidat Martin Neukom enger werden kdnnte als vermutet. Nur finf Prozentpunkte
trennten Neukom zu diesem Zeitpunkt von Vogel. Dies erklarten die Medien vor allem
damit, dass sowohl Vogel als auch Neukom bei den Wahlerinnen und Wahlern noch sehr
unbekannt waren; nur 13 Prozent (Vogel) respektive 18 Prozent (Neukom) gaben an, sie
zu kennen. Zu diesem Zeitpunkt zeigte sich auch bereits, dass die Zusammenarbeit im
blrgerlichen Lager nicht so gut funktionierte, wie von diesem erhofft. So hatten im
Januar zum Beispiel nur 39 Prozent der SVP-Sympathisantinnen und -Sympathisanten
Thomas Vogel gewahlt, 48 Prozent hatten hingegen Mario Fehr ihre Stimme gegeben.
Die zweite Umfrage Mitte Marz und somit kurz vor den Wahlen bestatigte diese
Ergebnisse mehrheitlich, wodurch die Regierungsratswahlen plotzlich starker in den
Fokus der Medien gelangten. «So spannend sind die kantonalen Wahlen», titelte gar der
Tagesanzeiger.

Am 24. Méarz 2019 passierte dann, was anfanglich kaum jemand flr maéglich gehalten
hatte: Martin Neukom erhielt mehr Stimmen als Natalie Rickli und Thomas Vogel und
schaffte damit den Einzug in den Zlrcher Regierungsrat. Vogel wurde lediglich achter
und verpasste somit den Sprung in den Regierungsrat. Er sei «von einer grinen Welle
weggeschwappt» worden, erklarte Vogel. Und auch die Medien sahen in der Konjunktur
des Umweltthemas einen der Hauptgrinde far Neukoms Wahl. Damit fugte der Grine
der FDP eine «historische Niederlage» (BaZ) zu, da diese zum ersten Mal Uberhaupt
weniger als zwei Zurcher Regierungsrate stellte. SVP und FDP verloren die gemeinsame
Mehrheit im Rat, auch wenn die burgerliche Allianz zusammen mit der CVP noch immer
vier der sieben Sitze stellte. Problemlos gewahlt wurden die Bisherigen und auch
Natalie Rickli schaffte den Sprung von der nationalen Legislative in die kantonale
Exekutive, auch wenn sie bis zum Schluss zittern musste, wie die Medien resimierten.

Gleich im Anschluss an die Wahl wurde die Departementsvergabe mediales Thema -
besonders interessierte die Frage, ob Neukom das Baudepartement Ubernehmen oder
ob es zu grossen Rochaden kommen werde. Im Mai entschied sich der Regierungsrat,
den beiden Neuen die frei werdenden Departemente zuzuteilen: Neukom wurde somit
Baudirektor, Rickli Ubernahm das Gesundheitsdepartement. Mit der Vergabe des
Baudepartements an Neukom, in dem dieser aus Klimaschutzsicht am meisten
erreichen koénne, habe man die Botschaft der Wahlerinnen und Wahler ernst
genommen, wirdigte zum Beispiel der Tagesanzeiger diesen Entscheid. ™

Eidgendssische Wahlen

Im Kanton Ziirich kandidierten flr die Nationalratswahlen 2015 insgesamt 873
Personen auf 35 Listen, was einen neuen Rekord hinsichtlich Listen, aber nicht
hinsichtlich Bewerberinnen und Bewerbern bedeutete - 2003 hatten sich gar 964
Personen flr einen Nationalratssitz beworben. Vor 12 Jahren wurde im Kanton auch der
bisher hdchste Frauenanteil unter den Kandidierenden gemessen (38.4%). Bei den
eidgendssischen Wahlen 2015 betrug dieser Anteil im Kanton Zurich noch 34.8%. Der
Altersschnitt aller Kandidierenden lag bei 41.6 Jahren. Die hohe Zahl an
unterschiedlichen Listen war auch dem zu erwartenden starkeren Wettbewerb
geschuldet, war dem Kanton Zlrich doch aufgrund des Bevoélkerungswachstums ein
zusatzlicher Nationalratssitz (neu: 35 Sitze) zugesprochen worden.

Die Linke verband ihre sieben Listen - neben der SP, der Juso, der GP und den jungen
Grlnen schlossen sich die Alternative Linke (Alternative Liste inkl. PdA und
kommunistische Jugend), die Zentrumspartei und die von Kunstschaffenden fir die
Wahlen geschaffene Liste Kunst und Politik zusammen. Damit war es - anders als 2011 -
wieder zu einem grossen linken Zusammenschluss gekommen. Rechts verband sich die
SVP zusammen mit ihrer Jungpartei mit den vier Listen der EDU und mit der
Autofahrerliste. Kein Platz wurde den SD gewahrt. Auch die Mitte verband sich. Zu
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WAHLEN
DATUM: 22.11.2015
ANDREA DENZ

reden gab dabei, dass sich die GLP nicht nur mit CVP, BDP und EVP verband, sondern
dass sich in dem Zusammenschluss neben den Piraten und der Tierpartei auch die
Bewegung Ecopop befand, die noch im November 2014 mit der gleichnamigen Initiative
eine extreme Zuwanderungsbeschrankung gefordert hatte. Keine Verbindungen ging die
FDP ein.

Mit Max Binder (svp, ZH), Toni Bortoluzzi (svp, ZH) und Andreas Gross (sp, ZH) traten drei
langjahrige Zlrcher Volksvertreter nicht mehr an. Die drei hatten seit 1991 im
Nationalrat gesessen. Ebenfalls vakant wurde der Sitz von Jacqueline Fehr (sp, ZH), die
im Fruhjahr in die Zircher Regierung gewahlt worden war. Die Griinen mussten den Sitz
des zurlickgetretenen Daniel Vischer (gp, ZH) verteidigen. Aufgrund der kantonalen
Wahlen versprachen sich die FDP, aber auch die SP, Chancen auf einen Sitzgewinn. Die
SVP wollte unbedingt ihren vor vier Jahren verlorenen zwdlften Sitz zurlickerobern.
Aber auch die EDU und die Alternative Liste hofften auf einen Uberraschungserfolg.

Anders als in den meisten Kantonen konnte sich im Kanton Zirich die SP als Siegerin
feiern lassen. Die Zlurcher Genossen schafften mit Daniel Jositsch (sp, ZH) nicht nur
erstmals seit 1983 wieder den Sprung in den Standerat - und zwar Uberraschenderweise
gleich im ersten Wahlgang - sondern sie konnten auch zwei zusatzliche
Nationalratssitze gewinnen. Die neu neun Sitze wurden moglich, weil ein
Wéhlerzuwachs von 1.6 Prozentpunkten (neu: 20.9%) verzeichnet werden konnte. Ein
SP-Mandat wird von alt-Botschafter Tim Guldimann Ubernommen, der als
Auslandschweizer am vierthaufigsten auf die SP-Liste gesetzt worden war. Allerdings
ging einer der neuen SP-Sitze wohl auf Kosten der Zurcher Grinen, die nur noch zwei
Vertreter nach Bern schicken und 2.1 Prozentpunkte an Wahlerstéarke einbussten
(6.3%). Uber den starksten Wahlerzuwachs im Vergleich zu 2011 konnte sich die FDP
freuen. Der Sprung von 11.6% auf 15% bedeutete auch den Gewinn eines zuséatzlichen
Sitzes (neu: 5 Sitze). Der SVP gelang die Riickeroberung ihres zwolften Sitzes dank eines
leichten Wahlerzuwachses von 0.5 Prozentpunkten. Viel zu reden gaben aber die
starken Veranderungen innerhalb der Volkspartei selber. Mit Christoph Mérgeli (svp,
ZH), Ernst Schibli (svp, ZH) und Hans Fehr (svp, ZH) wurden gleich drei arrivierte
Parteigrossen abgewahlt. Als fulminant wurde der Wahlerfolg von Roger Képpel (svp,
NR) bezeichnet, der zlrichweit am meisten Stimmen erhielt und vom 17. Listenplatz an
die Spitze der Zurcher SVP-Vertreter gewahlt wurde. Viele Stimmen erhielt auch der
neu antretende Hans-Ueli Vogt (svp, ZH), der wohl auch von seiner
Standeratskandidatur profitierte. Zu den Verlieren gehorten neben den Grinen auch
die GLP (neu: 3 Sitze; 7.2%) und die BDP (neu: 1 Sitz; 3.6%), die je einen Sitz abgeben
mussten. Trotz leichten Wahlerverlusten konnten die CVP (2 Sitze; 4%) und die EVP (1
Sitz; 2.8%) ihre Mandate halten. Die Alternative Liste (1.8%) und die EDU (1.6%)
verfehlten ihr Ziel eines Sitzgewinnes hingegen recht deutlich. Allerdings durften beide
Parteien ihren jeweiligen Listenpartnern zu Sitzgewinnen verholfen haben. Mit
insgesamt 14 Frauen (SVP: 2 von 12; SP: 5 von 9, FDP: 2 von 5; GLP: 1von 3; CVP: 2 von 2;
EVP: 1von 1, BDP: 1 von 1) betrégt der Frauenanteil der Zircher Delegation neu 40%
(2011: 29.4%). Die Wahlbeteiligung lag mit 47.3% einen halben Prozentpunkt héher als
noch 2011.

Anlasslich der Standeratswahlen im Kanton Ziirich gaben zwei politische
Schwergewichte ihren Ruacktritt bekannt. Es waren dies FDP-Stéanderat Felix Gutzwiller
und GLP-Standeréatin Verena Diener. Sie waren seit 2007 im «Stockli» und legten somit
beide nach zwei Legislaturen ihr Amt nieder. Die FDP war seit 1983 ununterbrochen im
Standerat vertreten und stand mit Unternehmer und Nationalrat Ruedi Noser in den
Startléchern fur die Nachfolge von Gutzwiller. Neben Noser galt dieses Mal mit
Nationalrat und Rechtsprofessor Daniel Jositsch ein Sozialdemokrat als Kronfavorit. Fir
die SP bot sich der Doppelrucktritt als ausgezeichnete Chance im Kanton Zurich endlich
wieder einen Stdndevertreter zu stellen. Das letzte Mal war dies mit Emilie Lieberherr
zwischen 1978 und 1983 gelungen. Die SVP, welche ihren Sitz 2007 an Verena Diener
verloren hatte, versuchte Hans-Ueli Vogt die Riickeroberung; Vogt lehrt wie Jositsch an
der Universitat Zurich. Die Grlnliberalen wollten einen maoglichen Sitzverlust nicht
einfach so Uber sich ergehen lassen und kandidierten mit Aushangeschild und
Parteiprasident Martin Baumle. Des Weiteren stellten sich Bastien Girod von den
Grinen, Barbara Schmid-Federer von der CVP und Maja Ingold von der EVP zur Wahl.
Als krasse Aussenseiter galten ausserdem David Herzog von der Piratenpartei und Joel
von Allmen von Ecopop.

Die Zurcher Standeratswahlen gehérten im interkantonalen Vergleich zu den offensten
und spannendsten Wahlen. Die Vielzahl an Kandidierenden machte einen zweiten
Wahlgang absehbar. FDP und SVP machten analog zu den Nationalratswahlen vor allem
mit ihrer Uneinigkeit Schlagzeilen. SVP-Kantonalprésident Alfred Heer bezeichnete

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21

14



Noser als «Euro-Turbo» und schloss eine Unterstitzung des FDP-Kandidaten aus.
Hans-Ueli Vogt galt seinerseits zwar eher als konzilianter und konsensorientierter SVP-
Vertreter, bei der FDP stand aber ein Zusammenspannen ebenfalls ausser Frage. Dies
umso mehr, als dass Vogt als Vater der «Selbstbestimmungsinitiative» den europa- und
aussenpolitischen Graben zwischen den beiden Parteien nachgerade verkérperte. Der
SVP-Kandidat gab sich alle Mihe, im Wahlkampf nicht mit «seiner» Initiative in
Verbindung gebracht zu werden und fokussierte explizit auf Wirtschaftsthemen. Eine
Auswertung von Smartvote verdeutlichte die Differenzen zwischen Noser und Vogt, was
die «ungeteilte Standesstimme» der Burgerlichen ebenfalls als Relikt aus anderen
Zeiten erscheinen liess. Die dritte burgerliche Kandidatin, Barbara Schmid-Federer, galt
als Vertreterin des gesellschaftsliberalen Fligels. Im Gegensatz zu den FDP- und SVP-
Kandidaten  erhielt = Schmid-Federer allerdings keine  Unterstutzung des
Gewerbeverbands, weil dieser sie als «zu links» betrachtete. Im vom Gewerbeverband
angeregten KMU-Rating der Bundesparlamentarier landete die CVP-Vertreterin denn
auch nur auf dem 130. Rang - und damit parteiintern einzig vor ihrer Zircher
Nationalratskollegin Kathy Riklin. Fur SP-Spitzenkandidat Daniel Jositsch versprachen
diese Differenzen im burgerlichen Lager eine gute Ausgangslage. Jositsch war laut
Medien das nationale Aushédngeschild des «rechten» Fligels der SP. Es wurde
entsprechend erwartet, dass der amtierende Volksvertreter weit Uiber die Parteigrenzen
hinweg Stimmen ergattern wirde. Eine im Vorfeld publizierte Wahlumfrage bestéatigte
dies und deutete sogar darauf hin, dass Jositsch die Wahl bereits im ersten Durchgang
gelingen kénnte. Die Griinen konnten mit Bastien Girod auf einen ebenfalls profilierten
Nationalrat setzen. Girod hatte sich innerhalb seiner Partei gegen die vier Jahre zuvor
abgewahlte Nationalratin Katharina Prelicz Huber durchgesetzt. Girod wurde zugetraut,
mehr Stimmen aus anderen Parteien zu holen, als seine stramm links politisierende
Parteikollegin. Tatsachlich wurde mancherorts schon Gber ein allfalliges Szenario a la
Waadt 2007 spekuliert, wo nach einem Doppelricktritt ein rotgriines Duo den Einzug in
die kleine Kammer geschafft hatte. Die Sitzverteidigung der GLP schien angesichts der
prominenten und breit gefacherten Konkurrenz als eher unwahrscheinlich, auch wenn
Martin Baumle als Zugpferd als ernstzunehmender Kandidat betrachtet wurde. EVP-
Kandidatin Maja Ingold hingegen hatte schon bei den letzten Standeratswahlen lediglich
knapp 5 Prozent der Stimmen erhalten und auch heuer wurde ihr kaum ein besseres
Resultat zugetraut.

In Sachen Werbung war im Zurcher Wahlkampf SVP-Kandidat Hans-Ueli Vogt
omniprasent. Die Vielzahl an Plakaten und Inseraten, welche mit seinem Konterfei
geschmickt waren, liessen den Tages-Anzeiger zur Schlagzeile «Und téglich grisst
Hans-Ueli Vogt» hinreissen.

Von der Spitze grisste am Wahltag aber SP-Kandidat Daniel Jositsch. Er schafft die
Wahl tatsachlich bereits im ersten Wahlgang indem er mit 182'776 Stimmen das
absolute Mehr von 177'770 Ubersprang. Ruedi Noser folgte mit recht deutlichem
Abstand und 148'558 Stimmen auf Rang zwei. Dahinter reihten sich Hans-Ueli Vogt mit
123'144 Stimmen und Bastien Girod mit 80'737 Stimmen ein. Enttduschend war die Wahl
far Martin Baumle, welcher mit 57'125 Stimmen eher unter den Erwartungen blieb.
Weiter hinten im Kandidatenfeld folgten Barbara Schmid-Federer (34'639 Stimmen),
Maja Ingold (21'603 Stimmen), David Herzog (3'069 Stimmen), Joel von Allmen (1'350
Stimmen) und Vereinzelte mit insgesamt 58'050 Stimmen. Mit der vorzeitigen Wahl
Jositschs war flur die burgerlichen Parteien FDP und SVP das ungunstigste Szenario
eingetreten. Da Noser und Vogt mit Bastien Girod noch ein griiner Kandidat im Nacken
sass, ware ein Ruckzug einer der beiden aus bdlrgerlicher Sicht durchaus sinnvoll
gewesen. Beide Parteien hielten aber - im Gegensatz zu den Mitteparteien - an ihren
Kandidaturen fest. So kam es im zweiten Wahlgang zum Dreikampf zwischen Ruedi
Noser, Hans-Ueli Vogt und Bastien Girod. Bei der FDP war man verstédndlicherweise
nicht glicklich tber das Festhalten der SVP an Vogt. Bei der Volkspartei liess man aber
verlauten, dass man sich nicht fir die FDP verantwortlich sehe. Laut SVP-Président
Alfred Heer war dies auch die Konsequenz der freisinnigen Absage an die SVP bezlglich
einer Listenverbindung flr die Nationalratswahlen. Immerhin machte die SVP der FDP
noch das Uberkantonale Angebot, Vogt zurlickzuziehen, falls der Aargauer FDP-Kandidat
Philipp Muller seinerseits zu Gunsten von SVP-Mann Hansjérg Knecht verzichten wirde.
Dieses Angebot wurde von der FDP aber ausgeschlagen. Beruhigt haben dirfte die
Liberalen eine Nachwahlbefragung der Forschungsstelle sotomo, welche die
Sympathien der Wahler im zweiten Wahlgang klar auf Seiten Nosers fand. Das Forum
Zlrich - ein Zusammenschluss Zurcher Wirtschaftsverbande - gab nach Stimmfreigabe
im ersten Durchgang nun ebenfalls die Unterstitzung fir Ruedi Noser bekannt.
Gleichzeitig machten die Verbande ihrem Arger (ber die fehlende Einigkeit im
burgerlichen Lager Luft. Auf die Seite des FDP-Kandidaten schlugen sich auch alle
blrgerlichen Mitteparteien - mit Ausnahme der GLP, welche Stimmfreigabe beschloss.
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Die SP stellte sich hingegen erwartungsgemaéss hinter Girod. Doch auch bei den
Sozialdemokraten gab es einzelne Exponenten wie etwa Elmar Ledergerber, Markus
Notter oder Mario Fehr, welche sich fur Ruedi Noser aussprachen ohne zu verhehlen,
dass damit Vogts Wahlchancen minimiert werden sollten.

Den vielen Spekulationen wurde am 22. November mit dem Sieg von Ruedi Noser im
zweiten Wahlgang ein Ende gesetzt. Der FDP-Kandidat Uberfligelte seine Konkurrenten
mit 150'548 Stimmen deutlich. Das zweitbeste Resultat erzielte nicht etwa Vogt,
sondern Bastien Girod mit 106'946 Stimmen. Hans-Ueli Vogt hingegen vereinte im
zweiten Durchgang nur noch 74'768 Stimmen auf sich. Das Resultat verdeutlichte, dass
die Wahlchancen von Vogt wohl kaum realistisch gewesen waren. Gleichzeitig war aber
auch Girod weit davon entfernt geblieben, Ruedi Noser ernsthaft gefahrlich zu werden.
Somit teilen sich die Freisinnigen und die Sozialdemokraten erstmals seit den 1950er-
Jahren wieder die Standesstimme des Kantons Zlrich. Die spannende Ausgangslage
hatte im ersten Wahlgang (45.8%) deutlich starker mobilisiert als im zweiten (38.7%).

Im Kanton Ziirich kandidierten bei den Nationalratswahlen 2019 insgesamt 966
Personen auf 32 Listen. Der Frauenanteil unter den Kandidierenden betrug 43 Prozent.
Wahrend die Anzahl Listen gegentber 2015 leicht zurlickging, bedeuteten die Zahl der
Kandidierenden und der Frauenanteil neue Hochstwerte. Zu vergeben waren im
bevolkerungsreichsten Kanton der Schweiz weiterhin 35 Sitze.

Bei den Wahlen vor vier Jahren hatte sich entgegen dem nationalen Trend die SP als
Siegerin feiern lassen konnen. Sie hatte damals zwei zusatzliche Sitze gewonnen. Auch
die SVP und die FDP hatten zulegen kénnen. Die Verteilung der 35 Zlrcher
Nationalratssitze lautete seither: 12 SVP, 9 SP, 5 FDP, 3 GLP, 2 GPS, 2 CVP, 1 BDP, 1 EVP.
Die Ergebnisse der Kantonsratswahlen im Marz 2019 deuteten darauf hin, dass es flr die
SVP schwierig werden kénnte, bei den nationalen Wahlen im Oktober ihre zwolf Sitze zu
halten. Nach der veritablen Wahlschlappe bei den kantonalen Wahlen war auf Druck von
Parteidoyen Christoph Blocher fast die gesamte Parteileitung zurtickgetreten. So stieg
die SVP mit einem jungen Interimsprasidenten, Patrick Walder, in den Wahlkampf. Die
Partei hatte zudem zwei Rucktritte zu verkraften - Jirg Stahl und Hans Egloff
verzichteten auf einen erneute Legislatur. Daflr gab bei der Volkspartei der 2015 nicht
wiedergewahlte Christoph Mérgeli sein Comeback als Nationalratskandidat. Die SVP
verband dieses Jahr ihre Listen einzig mit der EDU. Die Gewinner bei den
Kantonsratswahlen waren die Grunliberalen und die Grinen gewesen. Die guten
Resultate und das aktuell heisseste Thema - die Klimapolitik - machten beiden Parteien
Hoffnung auf Sitzgewinne auch bei den nationalen Wahlen. Die beiden Zugpferde der
Zircher Grinen - der Fraktionsprasident Balthasar Glattli und der ehemalige
Vizepréasident der Grinen Schweiz Bastien Girod - reihten sich auf der Hauptliste nur
auf den Platzen drei und vier ein. Angefuhrt wurde die Liste von zwei Frauen - der
ehemaligen Nationalratin Katharina Prelicz-Huber sowie Parteiprasidentin Marionna
Schlatter-Schmid. Auf der Liste vertreten war urspriinglich auch das bekannte Model
Tamy Glauser. Allerdings zog Glauser ihre Kandidatur zurtick, nachdem sie mit einer
«sehr unbedarften Aussage» Uber die angeblich heilende Wirkung von Veganer-Blut auf
einer Online-Plattform heftige Reaktionen ausgeldst hatte. Die andere Partei der
Stunde, die Grunliberalen, hatten auf das Wahljahr hin ihre Parteispitze ausgewechselt.
Das junge Duo Nicola Forster und Corina Gredig bildeten neu ein Co-Prasidium. Dank
diesem frischen Wind und einer Listenverbindung mit der CVP, der BDP und der EVP
erhoffte sich die GLP, die angestrebten Sitzgewinne zu realisieren. Eine génzlich andere
Stimmung herrschte derweil bei den Sozialdemokraten. Am meisten Schlagzeilen
generierte die SP im Wahljahr durch das parteiinterne Seilziehen Uber die klnftige
politische Ausrichtung der Partei. Anhénger des sozialliberalen Fligels fuhlten sich
dabei zunehmend marginalisiert. Der Konflikt fihrte schliesslich dazu, dass zuerst die
ehemalige Nationalratin Chantal Galladé und danach der amtierende Nationalrat und
ehemalige Parteiprasident Daniel Frei aus der Partei austraten und zur GLP wechselten.
In Freis Fall geschah dies, nachdem die SP ihn bereits auf ihre Nationalratsliste gesetzt
hatte. Frei verzichtete letztlich ganz auf eine Teilnahme an den Nationalratswahlen.
Neben Verlusten von Parteiangehdrigen und Wahlerinnen und Wahlern an die GLP
beflirchteten die Genossen zusatzlich, dass linke Wechselwahler bei der «Klimawah|»
eher die Listenpartnerin, die Grinen, wéahlen wirden und die SP so Sitze verlieren
kénnte. Auch im Lager der Christdemokraten kam es zu einem Wirbel um eine
Personalie. Kathy Riklin (CVP) wurde nach zwanzig Jahren als Nationalrétin von ihrer
Partei nicht mehr nominiert. Stattdessen kandidierte Riklin fur die Christlichsoziale
Vereinigung - mit geringen Chancen auf eine Wiederwahl. Bei der FDP kandidierte der
aufstrebende Jungpolitiker und ehemalige Prasident der Jungfreisinnigen, Andri
Silberschmidt. Da séamtliche funf bisherigen Freisinnigen erneut zur Wahl antraten,
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erklérte die FDP offiziell den Gewinn eines Sitzes zum Ziel. Trotz dieses hochgesteckten
Ziels ging die FDP keine Listenverbindung mit anderen Parteien ein. Die Zurcher EVP ist
seit 100 Jahren fast ausnahmslos im Nationalrat vertreten, da sie auf eine treue
Wahlerschaft zahlen kann. Ihr Sitz schien daher auch dieses Jahr nicht in Gefahr. Ganz
anders sah die Ausgangslage bei der anderen Partei aus, welche 2015 einen Sitz geholt
hatte: Bei der BDP ging es ums politische Uberleben, nachdem die Partei im Méarz bei
den kantonalen Wahlen alle ihre flnf Sitze im Kantonsparlament verloren hatte.

Am Wahlsonntag dominierte die Farbe Grin. Sowohl die Grlnen (+7.2 Prozentpunkte,
neu 14.1%) als auch die Grinliberalen (+5.8 Prozentpunkte, neu 14.0%) konnten ihre
Wahleranteile deutlich ausbauen und gewannen je drei zusatzliche Sitze. Fur die
Grinen zog neben den beiden Bisherigen und den Spitzenkandidatinnen Schlatter-
Schmid und Perlicz-Huber auch noch Meret Schneider in die Grosse Kammer ein. Bei
den Grinliberalen gab es nach dem Ruicktritt von Thomas Weibel sogar Platz flr vier
neue Gesichter. Corina Gredig, Jorg Mader, Judith Bellaiche und Barbara Schaffner
vertreten neu den Kanton Zurich in Bundesbern. Co-Prasident Nicola Forster verpasste
den Einzug ins Parlament nur knapp. Auf der Verliererseite befanden sich die SVP und
die SP, welche je zwei Sitze abgeben mussten. Am meisten Wéhleranteile verlor die SP (-
4.1 Prozentpunkte, neu 17.3%). Trotzdem schaffte eine neue Sozialdemokratin den
Sprung in den Nationalrat, denn Céline Widmer setzte sich gleich vor zwei bisherige
Nationalrate - Martin Naef und Thomas Hardegger -, die beide die Wiederwahl
verpassten. Die SVP verlor beinahe so viele Wahlerprozente (-4.0 Prozentpunkte, neu
26.7%) wie die SP. Wahrend Martin Haab, der erst im Juni fur Jurg Stahl nachgerutscht
war, sein Mandat verteidigen konnte, verpasste Claudio Zanetti nach nur einer
Legislatur im Nationalrat seine Wiederwahl. Auch Christoph Morgeli verpasste seinen
Wiedereinzug in die Grosse Kammer. Ebenfalls zu den Verlierern des Tages gehorten die
CVP und die BDP. Die CVP konnte ihren Wéhleranteil zwar leicht ausbauen (+0.2
Prozentpunkte, neu 4.4%), verlor aber trotzdem einen ihrer beiden Sitze. Fir die BDP
verkam die Wahl zu einem veritablen Desaster. Sie verlor Uber die Hélfte ihres
Waéhleranteils (neu 1.6%) und mit der Nicht-Wiederwahl von Rosmarie Quadranti war
die BDP Zurich ab sofort nicht mehr im Nationalrat vertreten. Die FDP verlor zwar 1.6
Prozentpunkte ihres Wahleranteils (neu 13.7%) und war damit neu nur noch die
flnftstarkste Kraft im Kanton, doch immerhin konnte sie ihre funf Sitze verteidigen.
Andri Silberschmidt schaffte den Einzug ins Parlament und verdrangte damit den
Direktor des SGV Hans-Ulrich Bigler - eine herbe Niederlage fir den Gewerbeverband,
da neben Bigler auch Verbandsprésident Jean-Francois Rime (svp, FR) abgewéhlt
wurde. Die EVP (+0.2 Prozentpunkte, neu 3.3%) verteidigte den Sitz von Niklaus Gugger
problemlos. Das beste Resultat aller Kandidierenden erzielte Roger Képpel (svp) mit
121'098 Stimmen. Die Zusammensetzung der Zircher Nationalratsdelegation lautete
damit neu: 10 SVP, 7 SP, 6 GLP, 5 GP, 5 FDP, 1 CVP, 1 EVP. Der Frauenanteil unter den
Gewahlten betrug neu 45.7 Prozent. Die Stimmbeteiligung fiel gegentber 2015 um 2.8
Prozentpunkte (2019: 44.4%). "

Aussenpolitik

Aussenwirtschaftspolitik

En novembre, l'initiative populaire du GSsA « Pour l'interdiction d'exporter du
matériel de guerre » a été rejetée par 68,2 % des citoyens et tous les cantons.
L'initiative visait a interdire I'exportation et le transit de matériel de guerre. Elle
proposait des dispositions dérogatoires pour les armes de chasse et de sport ainsi que
pour les appareils servant au déminage humanitaire et prévoyait des dispositions
transitoires en faveur des régions et des employés touchés par les interdictions. Le
Conseil fédéral a recommandé de rejeter l'initiative car il estimait que sa politique en
matiére de controle des exportations permettait de tenir compte de tous les intéréts
concernés et qu’'une interdiction supprimerait la base existentielle de l'industrie
indigéne de défense. Il considérait toutefois que les conséquences économiques d’une
acceptation de I'initiative pour I'ensemble de la Suisse seraient modérées.

Lors de son examen au Conseil national, les groupes PDC, PLR et UDC se sont opposés
en bloc a l'initiative populaire. lls ont rappelé que la Suisse n’était pas le seul pays
exportateur de matériel de guerre et se sont alarmés des effets d’une interdiction sur
le tissu économique et la défense nationale suisse. Le député Borer (udc, SO) a estimé
que I"'exportation maintenait une industrie d"armement suisse qui permettait d’assurer
la sécurité nationale. Le député Schneider-Ammann (plr, BE) a lui affirmé que les
répercussions économiques potentielles d'une interdiction toucheraient 10'000 places
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de travail. L'initiative n'a ainsi été soutenue que par des députés issus des rangs
écologiste et socialiste. Ces derniers ont mis en avant des arguments éthiques et
humanitaires. Au vu de l'instabilité des pays acheteurs, ils ont estimé que les
dispositions en vigueur, interdisant I'exportation de matériel de guerre vers des pays
impliqués dans des conflits armés, ne donnaient aucune garantie a ce que le matériel
exporté ne fut vendu par la suite a des pays en crise. Les députés Allemann (ps, BE) et
Lang (pe, ZG) ont ainsi affirmé qu’il n"était pas possible de concilier la défense des
droits de I'homme et la vente de matériel de guerre. Le député Girod (pe, ZH) a lui
estimé que le maintien de places de travail ne justifiait pas une forme de commerce
fondamentalement nuisible. La cheffe du DFE, Doris Leuthard, a conclu que si I'octroi
d’une aide fédéral pendant dix ans permettant de financer une reconversion vers la
production de matériel civil avait des répercussions financiéres peu prévisibles, les
conséquences d'une adoption de l'initiative pour I'industrie de I'armement et la Suisse
étaient largement prévisibles, & savoir une perte de places de travail, de savoir-faire et
de sécurité. Elle a rappelé que les droits de 'homme et le maintien de la paix étaient
des criteres déja pris en considération dans le contréle des exportations de matériel de
guerre. Le Conseil national a recommandé au peuple par 131 voix contre 63 de rejeter
Iinitiative.

Au Conseil des Etats, la majorité bourgeoise a estimé que les objections d’ordre
économique, budgétaire et sécuritaire primaient sur les considérations éthiques et
humanitaires. Le sénateur Frick (pdc, SZ) a tenu & rappeler que la législation suisse en
comparaison internationale était I'une des plus restrictives dans sa surveillance des
exportations de matériel de guerre. Il a ajouté que la plupart des exportations étaient
destinées a des pays de I'OCDE qui utilisaient ce matériel dans le cadre d’opération de
maintien de la paix ou de leur propre défense. A I'opposé, le sénateur Recordon (pe,
VD) a affirmé que la mission de la Suisse n’était pas de contribuer au surarmement
mondial et que des exportations de matériel de guerre nuisaient a sa réputation
humanitaire en ne profitant que faiblement a son économie. Le Conseil des Etats a
recommandé de rejeter l'initiative par 35 voix contre 7.

La campagne a été relativement intense malgré I'attention portée essentiellement sur
I'initiative « Contre la construction de minarets » qui était soumise a votation a la
méme date. Deux camps se sont diamétralement opposés, témoignant d’'une nette
fracture entre la gauche et la droite et reprenant essentiellement les arguments
mobilisés aux chambres. Celui des partisans a I'initiative populaire réunissait le PS, les
Verts, le PdT, le PCS, le GSsA, I'Entraide protestante suisse (EPER), Caritas, la
Déclaration de Berne (DB) et I'CEuvre suisse d’entraide ouvriére (OSEO). Celui des
opposants alliait le Conseil fédéral, le PLR, le PDC, I'UDC, le PBD, les DS, I'UDF, le PDL, la
Lega, I'USAM, Economie suisse, I'USP, 'UCAPS et la société suisse des officiers. Le PEV
et les Verts libéraux ont laissé la liberté de vote tandis que les syndicats ont renoncé a
formuler une recommandation.

Le 29 novembre, le peuple a clairement refusé I'initiative par presque 70% des voix.
Tous les cantons I'ont refusé, la Suisse alémanique et les régions rurales I'ont fait de
maniére sensiblement plus forte.

L’analyse VOX a montré que le comportement de vote a été trés fortement marqué par
le clivage gauche-droite. Plus une personne se situait a gauche, plus elle se déclarait
favorable a I'initiative. Ainsi, 82% des personnes se situant a I'extréme gauche et 57%
de celles se situant a la gauche modérée ont accepté I'initiative tandis que 84% de
celles qui se considéraient & droite I'ont rejetée. Les personnes se classant au centre
de I"échiquier politique ont rejeté I'objet a 80%. Au niveau des affiliations partisanes,
seuls les sympathisants écologistes ont approuvés de maniere quasi unanime
Iinitiative, tandis que seulement 58% de ceux socialistes ont suivi la recommandation
de vote de leur parti. Quant au bloc bourgeois, les sympathisants du PDC ont rejeté
|"'objet a 82%, tandis que ceux de I'UDC et du PLR I'ont rejeté respectivement a 87% et
88%. Au niveau des valeurs, le positionnement par rapport a I'armée a joué le réle le
plus déterminant. Les personnes souhaitant renforcer I'armée ont rejeté l'initiative
populaire a 83% tandis que celles qui souhaitaient la réduire ont voté a 57% en sa
faveur. Au niveau des caractéristiques sociétales et géographiques, le niveau de
formation formelle a joué le plus grand réle. Ainsi, plus la formation était élevée plus la
probabilité d’adhérer a I'initiative était grande méme si I'opposition a I'initiative a été
importante dans tous les groupes: a 77% chez les personnes ayant terminé un
apprentissage et a 54% chez les diplomés d’une haute école. Contrairement a
I'initiative du GSsA de 1989 sur la suppression de I'armée, le comportement de vote n’a
pas été lié de maniere linéaire a I'age. La tranche d’age s'opposant le plus fortement a
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I'exportation de matériel de guerre a été celle de 40-49 ans (42%). Au niveau des
motifs, les partisans de l'initiative ont mobilisé des raisons principalement éthiques et
de politique étrangére, tandis que chez les adversaires la peur de perdre des places de
travail a dominé tres clairement. La crainte d’affaiblir 'armée suisse n’a été relevée que
par 12% des adversaires a l'initiative.

Votation du 29 novembre 2009

Participation : 53.4%
Oui : 837156 (31,8%) / 0 canton
Non : 1798132 (68,2%) / 20 6/2 cantons

Mots d'ordre :

- Oui : PS, Verts, PdT, PCS ; GSsA, Caritas, DB, OSEO.

- Non: PLR, PDC, UDC, PBD, DS, UDF, PDL, Lega ; USAM, Economiesuisse, USP
- Liberté de vote : PEV et Verts libéraux ™

Wirtschaft

Geld, Wahrung und Kredit
Finanzmarkt

En considérant le réle prépondérant de la finance dans le développement durable,
Adele Thorens Goumaz (verts, VD) a déposé un postulat qui charge le Conseil fédéral
postulat a été repris par Bastien Girod (verts, ZH). Bien que combattu par Thomas
Matter (udc, ZH), il a été adopté par la chambre du peuple par 132 voix contre 49 et 3
abstentions. Seule I'UDC s'est opposée au postulat. Le Parlement a donc suivi le Conseil
fédéral qui préconisait I'adoption du postulat. En effet, il s'inscrit dans la dynamique
induite par la création d'un groupe de travail, chapeauté par le Secrétariat d'Etat aux
questions financiéres internationales (SF1), sur la finance durable.

Banken

Une motion déposée par Tim Guldimann (ps, ZH), puis reprise par Fabian Molina (ps,
7H), a finalement été retirée. Cette motion portait sur la fourniture automatique de
renseignements relatifs aux comptes financiers avec les pays en développement. Alors
que la Suisse a introduit I"échange automatique de renseignements (EAR) avec 79 Etats
partenaires, nombreux sont les pays en développement qui ne peuvent en bénéficier.
Selon le dépositaire de la motion, des accords automatiques avec les pays en
développements permettraient de lutter contre la fraude et I'opacité financiére, et de
renforcer les gains fiscaux dans ces pays. Le Conseil fédéral s’est opposé a la motion,
estimant que les structures indispensables a I'EAR n’existaient pas encore dans la
plupart des pays en développement.

Landwirtschaft

Jagd

Le Conseil national régle a son tour les divergences subsistantes quant a la
modification de la loi sur la chasse. Sur les 5 points de désaccord entre les deux
chambres, les députées et députés ne sont tombés qu'une seule fois d'accord avec les
sénateurs et sénatrices. Ils suivent en effet la minorité Girod (verts, ZH) et Mdaller-
Altermatt (pdc, CN) qui demandait la suppression du castor de la liste des animaux
protégés pouvant étre chassés durant une période déterminée. La chambre basse
maintient toutes les autres divergences, que ce soit sa volonté d'en rester a la
proposition du Conseil fédéral d'établir une reconnaissance mutuelle des permis de
chasse entre cantons (93 voix contre 88 et 2 abstentions), la mention de la préservation
de populations sauvages justifiant l'autorisation de régulation d'espéces protégées
(loups, bouquetins, etc.), le refus - par 94 voix contre 89 et 2 abstentions - d'autoriser
exceptionnellement la chasse du loup dans les districts francs si celui-ci est nuisible a
ces lieux (biotopes, conservation de la diversité des especes, etc.) ainsi que sa volonté
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que le Conseil fédéral consulte les milieux concernés, en plus des cantons, afin de
déterminer la liste des especes protégées qui, si elles provoquent des dégats aux
foréts, aux cultures, etc. donnent droit & des indemnités. Ces quatre divergences
seront donc reprises pour une troisiéme lecture au Conseil des Etats. "

En derniére lecture, le Conseil national s'est une nouvelle fois écharpé sur les quatre
divergences restantes. Apres avoir siégé, la CEATE-CN a proposé & sa chambre de
suivre le Conseil des Etats sur deux aspects, tandis que deux propositions de minorités
allaient dans le sens de la chambre haute. Au final, la chambre du peuple a décidé de
s'aligner sur deux points avec sa chambre sceur.

Tout d'abord, et a une voix prés (92 contre 91 et 2 abstentions), I'autorisation de
chasser le loup dans les districts francs - appelés dans la nouvelle loi «zones de
protection de la faune sauvage» - lorsque diverses conditions sont remplies a été
entérinée. Franz Ruppen (udc, VS) a défendu cette proposition de minorité,
argumentant que les loups risquaient de se réfugier et de se multiplier dans ces zones
s'il était décidé d'en faire des lieux intouchables. Le loup doit pouvoir étre régulé et
ceci sur tout le territoire, a-t-il avancé. Sans quoi, on ne pourrait pas atteindre les
objectifs de régulation. Silva Semadeni (ps, GR) a défendu une position radicalement
difféerente, dénoncant les partisans d'une éradication des loups. Pour elle, la solution
est a chercher dans une protection accrue des troupeaux; mesures qui ont fait leurs
preuves selon [|'élue socialiste. Une majorité de la commission s'était pourtant
prononcée pour le maintien de la divergence, principalement pour des raisons
politiques, celle-ci redoutant le lancement d'un référendum. Mais également pour une
raison d'ordre scientifique: ces zones de protection étant explicitement prévues pour
la reproduction des proies et des prédateurs, un équilibre naturel peut se créer,
comme expliqué par le député Mdller-Altermatt (pdc, SO).

Ensuite, par 91 voix contre 86 et 1 abstention, les député.e.s ont suivi I'avis de la
majorité qui proposait de s'aligner sur la décision du Conseil des Etats qui ne souhaitait
pas imposer au Conseil fédéral I'obligation de consulter les milieux concernés en cas de
dégats provoqués par des especes protégées. Celui-ci ne devra que consulter les
cantons touchés, comme inscrit dans le droit en vigueur.

Le Conseil national a, au contraire, décidé de maintenir deux divergences qui devront
donc étre résolues dans le cadre d'une conférence de conciliation.

Il s'agit, premiérement, de l'article 4 de la LChP qui traite des conditions d'obtention
du permis de chasse. La chambre basse continue de souhaiter une relative
harmonisation de celles-ci entre les cantons, ce que la chambre des cantons n'a cessé
de refuser. De plus, une proposition émanant de Lorenz Hess (pbd, BE) souhaitait
abroger I'alinéa 3 du droit en vigueur qui prévoit I'octroi d'une autorisation de chasse
de quelques jours. Ces deux points ont été acceptés tacitement par les élu.e.s. Pour
Simonetta Sommaruga, conseillere fédérale en charge du dossier, cette décision est a
voir comme une tentative de compromis a I'égard du Conseil des Etats. Et
deuxiemement, les député.e.s ont décidé de soutenir, par 99 voix contre 74, la
proposition de la minorité Ruppen de conserver la lettre ¢ de I'article 7a, alinéa 2 qui
précise que des animaux protégés peuvent étre régulés a des fins de «préservation de
populations sauvages adaptées au niveau régional».

Durant ce débat, Silva Semadeni ainsi que Bastien Girod (verts, ZH) ont annoncé que
leurs groupes respectifs - le PS et les Verts - rejetteraient la présente révision. %°

Landwirtschaft und Umweltschutz

Nach dem 1991 in Kraft getreten Bundesgesetz Uber den Schutz der Gewasser ist es
Bauernbetrieben, die eine erhebliche Anzahl an Schweinen oder Rindvieh halten,
erlaubt, das hausliche Abwasser des Bauernbetriebes nicht in die 6ffentliche
Kanalisation zu leiten, sondern es stattdessen der Gulle beizumischen und flur den
landwirtschaftlichen Betrieb zu nutzen.

Dass diese Moglichkeit Schweine- und Rindviehhaltern vorbehalten war, wollte Andreas
Aebi (svp, BE) mit Hilfe der Motion ,Anpassung des Gewasserschutzgesetzes an die
heutige Nutztierhaltung™ dndern. In der modernen Landwirtschaft gabe es immer mehr
Betriebe, welche Schafe, Ziegen oder Pferde in grosser Anzahl halten und auch davon
profitieren wirden, wenn sie ihr Abwasser der Gllle beigeben kénnten und somit keine
Abwasserkosten bezahlen mussten. Auch musste das Wasser ansonsten in vielen Fallen
zugekauft werden, was bedeute, dass Trinkwasser der Gulle beigeftihrt wurde. Der
Bundesrat empfahl das Anliegen aus drei Grinden zur Ablehnung: Da menschliche
Fakalien ein bekannter Verbreiter von Krankheiten seien, steige das Risiko einer
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Verschmutzung mit Erregern mit der Haufigkeit der landwirtschaftlichen Verwendung
von menschlichen Féakalien. Weiter seien die Ausscheidungen von den genannten
Tierarten viel trockener als der Mist von Kiihen und Schweinen, was die Herstellung von
Gulle mit ihrem Kot erschwere. Und letztlich sei ein grosserer Kontrollaufwand
notwendig, wenn mehr Bauernbetriebe das eigene Abwasser fur die landwirtschaftliche
Produktion verwenden durfen.

In der eher kurzen Diskussion im Rat wurde auch kritisiert, dass der Motionstext einen
konkreten Textvorschlag mache, welcher keine Ausnahmen mehr moglich gemacht
hatte. Nach einem Votum von Bastien Girod (gp, ZH), welcher vorschlug, dass der
Standerat den Motionstext spater so anpassen kénne, dass zwar die Forderung
unverandert bliebe, die Formulierung des Anliegens aber praktikabler wiirde, entschied
der Nationalrat die Motion mit 144 zu 32 Stimmen anzunehmen (17 Enthaltungen).

Prenant acte de I'acceptation de deux motions identiques lancées par Sylvia Flickiger-
Bani (udc, AG) pour la chambre basse (17.3843) et Peter Féhn (udc, SZ) pour la chambre
haute (17.3855), le Conseil fédéral propose de modifier la loi sur I'environnement afin
d'interdire la mise sur le marché de bois récolté illégalement. Comme expliqué au
plénum par le rapporteur francophone de la CEATE-CN, Jacques Bourgeois (plr, FR), les
deux motions avaient pour visée de rendre le droit suisse en la matiere compatible avec
le droit européen. En effet, actuellement, les exportateurs de bois suisse sont pénalisés
par des entraves au commerce. Une reprise de la Iégislation européenne permettrait
ainsi d'éviter de contréler 96 pourcents des importations concernées. L'autre intérét
est d'ordre écologique, comme expliqué par le rapporteur germanophone de la
commission, Bastien Girod (verts, ZH). Il énumere les problemes liés a une
déforestation non contrblée des foréts tropicales, notamment la perte de biodiversité,
le réchauffement climatique et la désertification des zones défrichées. L'écologiste
précise que la commission a ajouté deux aspects au projet du Conseil fédéral.
Premierement, elle souhaite conserver |'actuelle obligation faite aux commercant.e.s
d'informer les consommateurs et consommatrices de l'origine et du type du bois
utilisé. Et deuxiéemement, elle propose d'habiliter le Conseil fédéral a définir des
exigences pour la mise sur le marché d'autres produits et matiéres premiéres pouvant
avoir un impact négatif sur I'environnement - I'huile de palme étant pris comme
exemple. L'exécutif se verrait méme le droit d'interdire I'importation de certains
produits. Ceci fait écho aux nombreux débats sur I'huile de palme et les accords de
libre-échange facilitant son importation.

Alors que le projet du Conseil fédéral ne trouve pas d'opposition au sein de la chambre
du peuple, la deuxiéme proposition formulée par la majorité de la commission ne fait
pas I'unanimité, le groupe de I'UDC estimant que cet ajout est de trop, comme expliqué
par Hansjorg Knecht (udc, AG). Les deux motions, dont débouchait le projet initial de
|'exécutif, ne mentionnent & aucun moment d'autres produits que le bois. Adéle
Thorens (verts, VD), prenant la parole au nom du groupe des Verts, considere que cette
disposition est cohérente avec le reste du projet, le bois n'étant pas la seule matiere
premiere importée pouvant avoir un impact environnemental néfaste a I'étranger.
L'acceptation de cette disposition permettrait de plus au Conseil fédéral d'agir
rapidement afin d'interdire ou de limiter I'importation d'autres produits qui se
révéleraient problématiques.

L'exécutif se montre favorable & cet ajout. La conseillere fédérale en charge des
questions environnementales, Simonetta Sommaruga, explique, en effet, que cette
disposition est similaire aux propositions que le Conseil fédéral avait formulées dans le
contre-projet a I'initiative «Pour une économie verte»; qui avait été finalement refusé
par le parlement. Elle tient & souligner qu'avant d'interdire tout produit, I'exécutif va
toujours chercher, en premier lieu, a résoudre les situations problématiques avec les
acteurs économiques concernés par le biais de mesures volontaires et incitatives.

Lors du vote, une majorité du parlement (101 voix contre 76 et 2 abstentions) soutient
|'ajout de cette disposition octroyant plus de compétences au Conseil fédéral,
I'ensemble de la gauche et des partis du centre y étant favorable. Des voix éparses de
soutien sont également a trouver dans les rangs de I'UDC et du PLR. Lors du vote sur
I'ensemble, seuls trois députés (2 UDC et 1 PLR) s'opposent au projet, qui passe donc
aux mains du Conseil des Etats. ?
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Tierhaltung, -versuche und -schutz

Le Conseil national a adopté, par 118 voix contre 53, une motion de sa CEATE-CN,
combattue par Bastien Girod (pe, ZH), qui demandait au gouvernement de veiller, par
une révision des textes de loi idoines, a ce que les dommages causés aux engins de
péche des pécheurs professionnels par des cormorans issus de colonies situées dans
des zones protégées, fassent I'objet d'une indemnisation par la Confédération et les
cantons. La motion demandait également une régulation de la population de ces
oiseaux piscivores dans certaines zones protégées, ainsi que le raccourcissement de la
période de protection du ler mars au 31 ao0t. Au sujet de la déclaration de I' OFEV de I'
année 2008 qui encourageait le tir des comorans, voir ici.

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energie

In der Wintersession 2020 befasste sich der Nationalrat als Erstrat mit der Motion
seiner UREK zur Schaffung einer gesetzlichen Grundlage fiir Investitionskontrollen bei
kritischen Infrastrukturen. Die grosse Kammer folgte dabei mit 138 zu 41 Stimmen bei
10 Enthaltungen einem Antrag Girod (gp, ZH) zwecks Riickweisung der Motion an die
Kommission. Wie Girod im Rat erklarte, sei man in der UREK-NR durch informelle
Gesprache zum Schluss gekommen, dass die urspringliche parlamentarische Initiative
Badran (sp, ZH; Pa.lv. 16.498) der bessere Weg sei, um hiesige zentrale Infrastrukturen
vor der Kontrolle durch auslandische Investoren zu schutzen. Es dirfe aufgrund dieser
Kommissionsmotion nicht zu einer weiteren Verzdgerung der parlamentarischen
Initiative Badran kommen, da zeitnahes Handeln geboten sei. Eine gescheiterte SP-
Minderheit Nordmann (sp, FR) hatte gar verlangt, die Motion ganz abzulehnen, um der
Kommission das klare Signal zu geben, sich direkt mit der von beiden Kommissionen
angenommenen und von der Verwaltung vorbereiteten parlamentarischen Initiative zu
beschéaftigen. Doch auch mit der Ruckweisung wird sich die Kommission wieder
vorrangig mit der sistierten und weiter fortgeschrittenen Forderung Badran
beschaftigen missen. 2*

Energiepolitik

Am 17. Juni 2014 beriet der Stédnderat als Erstrat Uber die bundesratliche Botschaft zur
Volksinitiative «Energie- statt Mehrwertsteuer>». Eine Minderheit Recordon (gp, VD)
beantragte die Rlckweisung an die Kommission mit dem Auftrag, einen indirekten
Gegenvorschlag zu prufen, welcher eine Lenkungsabgabe auf nichterneuerbarer
Energie vorsieht, deren Ertrag aber zurtickverteilt wird. Die Kritik am Minderheitsantrag
bezog sich vor allem darauf, dass ihm ein ganz anderes Konzept zugrunde liege als der
Initiative und er deshalb nichts mit der Initiative zu tun habe. Der Minderheitsantrag
wurde von der kleinen Kammer mit 29 zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung verworfen. In
der Debatte wurde der Volksinitiative wiederholt vorgeworfen, sie wage mit der
Abschaffung der Mehrwertsteuer ein finanzpolitisches Abenteuer, sie sei unsozial und
wirtschaftsfeindlich. Ein Antrag Diener (glp, ZH), welcher die Initiative zur Annahme
empfahl, blieb chancenlos: Mit 34 zu 3 Stimmen bei 5 Enthaltungen folgte die kleine
Kammer ihrer Kommission und nahm den Bundesbeschluss an. Am 23. September 2014
nahm der Nationalrat die Debatte auf. Die Kommission empfahl die Ablehnung von
Initiative und Gegenvorschlag, eine Minderheit | Bdumle (glp, ZH) wollte die Initiative zur
Annahme empfehlen und eine Minderheit Il Girod (gp, ZH) schlug einen Gegenvorschlag
vor, welcher eine Lenkungsabgabe auf nichterneuerbare Energietrager ebenso wie die
Ruckverteilung des Ertrags an die Bevolkerung vorsah. Beide Minderheiten fanden keine
Mehrheit: Am 25. September 2014 verwarf der Nationalrat den Minderheitsantrag Il
Girod (gp, ZH) fur einen Gegenvorschlag mit 110 zu 79 Stimmen (wobei die Fraktionen
von GLP, GP und SP geschlossen fur und die Fraktionen von CVP, FDP und SVP dagegen
stimmten), sowie den Minderheitsantrag Baumle (glp, ZH) fir die Annahme der
Volksinitiative mit 160 zu 27 Stimmen bei einer Enthaltung (Zustimmung nur von den
Fraktionen von GLP und GP). In der Schlussabstimmung vom 26. September empfahl
der Standerat die Volksinitiative mit 40 gegen 3 Stimmen bei zwei Enthaltungen zur
Ablehnung, der Nationalrat tat dies mit 171 zu 27 Stimmen.
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In der Differenzbereinigung zur Energiestrategie 2050 lag der Ball in der Herbstsession
2016 wieder beim Nationalrat. Dieser entschied, das Richtziel von einem Zubau von 11
Terrawattstunden Strom aus erneuerbaren Quellen vom Standerat zu Ubernehmen und
damit eine Differenz beizulegen. Eine Minderheit Girod (griine, ZH) hatte verlangt, am
hoheren Richtziel von 14,5 Terrawattstunden festzuhalten, unterlag im Plenum aber mit
132 zu 57 Stimmen. Mit 100 zu 88 Stimmen entschied der Rat, in Artikel 14 Abs. 3
entgegen dem Ansinnen von Bundesrat, Stdnderat und einer Minderheit Fassler (cvp, Al)
daran festzuhalten, das Wort "grundsatzlich" nicht aufzunehmen - es ging um die Frage,
ob Nutzungs- und Schutzinteressen als "gleichrangig" oder "grundsétzlich gleichrangig"
zu bezeichnen seien. Gestritten wurde im Rat darlber, ob diese Differenz nun ein
semantisches Detail sei oder doch Uber grosse Tragweite verflge - einer Mehrheit
erschien das Wort zumindest bedeutsam genug, um eine Differenz zum Sténderat
beizubehalten.

Eine gewichtige Differenz zum Standerat blieb bei den Steuerabzligen fur
Gebéudesanierungen bestehen: Der Nationalrat entschied, dass Abzlge auf drei
Steuerperioden verteilt werden koénnen. Der Nationalrat erhielt drei weitere,
geringflugige Differenzen aufrecht: Er strich die Mdglichkeit von Auktionen aus Artikel
22 Absatz 2, entfernte Biogas aus dem Artikel 46 Absatz 3a und verzichtete auf die
Zulassung von Sonderregelungen fur Kleinproduzenten bei den Netznutzungstarifen in
Artikel 14 Absatz 3c des Stromversorgungsgesetzes. Damit gab die grosse Kammer die
Vorlage mit funf Differenzen zurlick an den Standerat.

Noch bevor das Differenzbereinigungsverfahren beendet war und die Vorlage in die
Schlussabstimmung kam, bekundete die SVP ihren Willen, das Referendum gegen die
Energiestrategie 2050 zu ergreifen - allerdings nur, wenn sich die Wirtschaftsverbande
am Referendum beteiligten. Von Medien danach gefragt, gaben sich Vertreter von
Wirtschaftsverbanden zurickhaltend: Die burgerliche Mehrheit im Parlament habe
schon einiges an der Vorlage korrigiert und man kénne mit dem Verbliebenen leben. %

Kernenergie

En 2007, une recherche du Registre allemand du cancer de I'enfant a conclu a un
risque accr( de leucémie chez les enfants vivant dans un rayon de cing kilométres
autour d’une centrale nucléaire. La publication de ces résultats dans la presse suisse au
printemps a suscité un émoi certain en plein débat sur la place du nucléaire dans la
stratégie énergétique suisse. Afin de disposer d’'informations comparables sur la Suisse,
Les chambres ont approuvé une motion Rudolf Rechsteiner (ps, BS) chargeant le
Conseil fédéral de commander a des experts indépendants une étude sur la leucémie
chez les enfants vivant a proximité des centrales nucléaires suisses. Dans le méme
registre, le Conseil national a transmis au Conseil fédéral un postulat Hans-Jurg Fehr
(ps, SH) lui donnant mandat de faire analyser les effets du rayonnement de faible
intensité émis par les installation nucléaires sur les humains, les animaux et les plantes.
Le Conseil national a également adopté, sans discussion, un postulat Girod (pe, ZH)
allant dans le méme sens que la motion Rechsteiner.

In einem Bericht des ENSI zum 10'000-jahrlichen Stérfall erklarte Hans Wanner,
Direktor des ENSI, dass unter realistischen Annahmen der (derzeit vom Inspektorat in
der Praxis zwar angewandte, jedoch stark umstrittene und ungenau formulierte)
Strahlungsgrenzwert von 100 mSv nicht Uberschritten und somit keine einzige Person im
Falle eines solchen Stoérfalls einer Strahlendosis von 100 mSv ausgesetzt sei. Die
durchschnittliche, tatséchlich austretende Strahlendosis bei einem solchen
Auslegungsstorfall - beispielsweise einem Erdbeben, das durchschnittlich alle 10'000
Jahre stattfinde und kleinere Schaden an den Betriebsanlagen verursache, jedoch keine
Kernschmelze zur Folge habe (also einem Gau, nicht aber einem Super-Gau) - betrage
lediglich 0,3 mSv. Eine durchschnittliche Person in der Schweiz sei aber im Vergleich
durch natlrliche, medizinische und zivilisatorische Quellen einer zwanzigfachen
Belastung von durchschnittlich 5,8 mSv ausgesetzt.

Angestossen worden war der Bericht u.a. von einem Gerichtsfall zwischen dem ENSI
und verschiedenen Umweltorganisationen sowie Anwohnerinnen und Anwohnern rund
um die Kernkraftwerke Beznau | und Il. Berechnet wurden die vorliegenden Zahlen
jedoch am Beispiel des Kernkraftwerks Gosgen fur den regnerischen und stlirmischen
11. Juni 2018. Das Inspektorat begrindete diese Wahl damit, dass die Anlage Gdsgen die
am dichtesten besiedelte Umgebung (potenziell 95'000 Personen) aufweise und so das
schlimmstmaogliche Szenario (in diesem Fall 13 mSv fir gewisse Anwohnerinnen und
Anwohner) bei unglinstigen Wetterbedingungen aufzeigen kdnne.
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Die Aargauer Zeitung berichtete von erstaunten Reaktionen auf den Bericht.
Nationalratin Iréne Kélin (gp, AG) kritisierte beispielsweise, dass die Behérde nicht die
alteste Anlage Beznau zur Berechnung herbeigezogen hatte und monierte zudem, der
Bericht sei ein klarer Beweis daflr, dass das ENSI - angesichts der internationalen
Behdrden, die zu anderen Schllissen gekommen seien - nicht unabhéngig sei.

Der Bericht heizte geméss St. Galler Tagblatt die Debatte um den Grenzwert weiter an.
Stédnderat und Axpo-Verwaltungsrat Roland Eberle (svp, TG) pladierte dafir, den
Grenzwert nicht als ideologischen Zankapfel zu betrachten. Im Gegensatz dazu drohte
Bastien Girod (gp, ZH), die Griinen wlrden gegen einen konkretisierten Dosisgrenzwert
von 100 mSv eine Volksinitiative lancieren. Widerstand gegen einen 100-mSv-Grenzwert
hatte sich aber auch schon von burgerlicher Seite im Postulat Miller (Po.18.3175)
bemerkbar gemacht. 2

Alternativenergien

Par ailleurs, le Conseil national a adopté un postulat Girod (verts, ZH) chargeant le
Conseil fédéral d'examiner la promotion du projet Desertec et d’autres initiatives
visant a exploiter le potentiel d'énergie que représente le rayonnement solaire dans le
désert.

Ein Postulat Girod (gp, ZH) zum Potenzial des alpinen Solarstroms in der winterlichen
Stromversorgung fand am 3. Marz 2014 keine Mehrheit im Nationalrat. Girod forderte
eine Studie Uber das Potenzial von Photovoltaikanlagen im alpinen Raum, insbesondere
auf Lawinenverbauungen, Dachern und auf Stauseen. Bundesratin Leuthard wies darauf
hin, dass im Zusammenhang mit dem in Ausarbeitung befindlichen Solarkataster auch
Gebéude im Alpenraum gepruft wirden und beantragte die Ablehnung des Postulats.
Der Nationalrat folgte dieser Argumentation mit 92 gegen 76 Stimmen bei zwei
Enthaltungen, wobei die Fraktionen von SP, GP und GLP geschlossen dafir und die
Fraktionen von SVP und FDP geschlossen dagegen stimmten. Die Fraktionen von CVP
und BDP zeigten sich hélftig gespalten. *°

Um die Ungleichbehandlung bei der Forderung von erneuerbaren Energien
aufzuheben, forderte Nationalrat Bastien Girod (gp, ZH) mit einer parlamentarischen
Initiative, dass auch neue Windenergie-, Kleinwasserkraft-, Biogas-, Geothermie- und
neue grossere Fotovoltaikanlagen ab 100 Kilowatt unter klar definierten
Voraussetzungen eine Einmalvergltung erhalten sollen. Das Problem sei, dass durch die
Befristung der kostenorientierten Einspeiseverglitung (KEV) auf Ende 2022
willktrlicherweise jene erneuerbaren Energien, die nicht unter die bis 2031 laufende
Einmalvergltung, sondern unter die KEV fallen, ab 2023 nicht mehr geférdert wirden.
Auch die nationalratliche UREK erkannte Handlungsbedarf und gab der Initiative Girod
im Oktober 2020 mit 17 zu 4 Stimmen bei drei Enthaltungen Folge. Sie verwies in ihrer
Medienmitteilung zwar auf die laufenden Arbeiten des Bundesrates zur Revision des
Energiegesetzes, in der dhnliche Massnahmen vorgesehen seien, mit der vorliegenden
Initiative wolle man jedoch nicht dieser Revision vorgreifen, sondern eine maogliche
zeitliche Forderlicke verhindern. '

Erdol und Erdgas

In der Herbstsession 2020 gab auch der Nationalrat einer Genfer Standesinitiative fir
ein schweizweites 25-jahriges Moratorium fiir den Import, die Exploration und die
Forderung von Schiefergas keine Folge. Wahrend 83 Parlamentarierinnen und
Parlamentarier vorwiegend aus den geschlossenen rot-grinen Reihen flr Folgegeben
votierten, konnte sich eine burgerliche Mehrheit mit 102 Stimmen bei 5 Enthaltungen
durchsetzen und das Anliegen ad acta legen. Beflirworter Bastien Girod (gp, ZH)
argumentierte, dass mit einem solchen Moratorium ein klares Signal gesendet werden
konnte, dass der Handel mit Schiefergas kein zukunftsfahiges Tatigkeitsfeld darstelle
und die Gesellschaft stattdessen vom Erddl und Erdgas als Energiequellen wegkommen
musse. Delphine Klopfenstein Broggini (gp, GE) warnte zudem vor verseuchtem
Grundwasser aufgrund der Schiefergasextraktion, wie die Erfahrungen aus den USA
gezeigt hatten. Gegner und Kommissionssprecher Christian Wasserfallen (fdp, BE)
argumentierte hingegen, dass ein Moratorium unverhéaltnisméassig und auch ékonomisch
nicht sinnvoll ware. Zudem koénne der Import kaum kontrolliert werden, da bei
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Gaslieferungen eine Ursprungsbezeichnung fehle. Hinzu komme, dass es sich bei der
Bewilligung von Schiefergasexplorationen um eine kantonale Angelegenheit handle, wo
eine Einmischung des Bundesgesetzgebers zu Problemen fihren kdnne. *

Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Bereits im Vorjahr hatten Studien ergeben, dass die starke Zuwanderung insbesondere
in grossen urbanen Zentren zur Wohnungsknappheit beitrage. Ein von einer knappen
Mehrheit der UREK-NR getragenes Postulat forderte 2013 aus diesen Grinden die
Uberpriifung einer Ausweitung der flankierenden Massnahmen auf das
Wohnungswesen.  Bastien Girod (gp, ZH) erklarte im Namen dieser
Kommissionsmehrheit, steigende Wohnpreise und die dadurch drohende Verdrangung
gewisser lokaler Bevolkerungssegmente wirken sich negativ auf die Akzeptanz der
Personenfreizigigkeit aus. Solche Entwicklungen gelte es aktuell insbesondere aufgrund
hangiger Anliegen wie der Masseneinwanderungs-Initiative, der Ecopop-Initiative sowie
einer moglichen Abstimmung zur Erweiterung der Personenfreizligigkeit auf Kroatien zu
verhindern. Eine starke burgerliche Kommissionsminderheit machte zwar ebenfalls die
Personenfreizligigkeit fUr den steigenden Druck auf dem Wohnungsmarkt
verantwortlich, erachtete die geforderten flankierenden Massnahmen allerdings nur als
Symptombekampfung. Walter Wobmann (svp, SO) setzte sich im Namen der Minderheit
anstelle der flankierenden Massnahmen fur eine Regulierung der Zuwanderung ein, wie
dies ebenfalls von den beiden héangigen Volksinitiativen gefordert wird. In seiner
Antwort zum Postulat wies der Bundesrat darauf hin, dass die Regierung aufgrund der
Ergebnisse des im Vorjahr publizierten Berichts Uber die Personenfreizigigkeit und die
Zuwanderung in der Schweiz bereits beauftragt worden war, Massnahmen zur
Forderung des gemeinnltzigen Wohnungsbaus zu prifen. Aus diesen Grinden
beantragte er die Annahme des Postulats. Diese wurde im Nationalrat denn auch
beschlossen, allerdings nur knapp: Mit 89 zu 82 Stimmen obsiegten die Fraktionen der
Grinen, SP und GLP mit (gross)mehrheitlicher Unterstitzung der CVP- und BDP-
Fraktion. *°

Raumplanung

Dass die Schweiz haushélterischer mit ihrem Kulturland umgehen muss, dartber war
man sich auch im Nationalrat, der die Zersiedelungsinitiative der Jungen Grilinen in der
Sommersession 2018 als Zweitrat beriet, einig. Gleichwohl stiess sich die
Grossmehrheit der Parlamentarierinnen und Parlamentarier der grossen Kammer -
ahnlich wie ihre Kolleginnen und Kollegen im erstberatenden Standerat - insbesondere
an der starren Forderung zum Einfrieren der Bauzonen. Darlber hinaus zeigte man bis
in die Reihen der SP Unverstandnis fur den Zeitpunkt der Lancierung eines solchen
Anliegens. Ein befristetes Bauzonenmoratorium - und somit eine etwas weniger
radikale Forderung - sei ja Gegenstand der Landschaftsinitiative gewesen, die dann
angesichts des als griffig erachteten indirekten Gegenvorschlags in Form der ersten
RPG-Teilrevision zurilickgezogen worden sei, so Beat Jans (sp, BS). Die Kantone hétten
nun noch immer ein Jahr Zeit, Massnahmen gegen die Baulandhortung umzusetzen und
bis dahin gelte faktisch ein Bauzonenmoratorium.

Wahrend sich alle Fraktionen mit Ausnahme der Grinen geschlossen gegen das
Anliegen stellten, gab sich die SP gespalten. Silva Semadeni (sp, GR) etwa dusserte ihren
Unmut gegen die Verwasserung des revidierten RPG in kleinen Schritten, wie dies jungst
etwa durch die Schaffung von Ausnahmen fir die Pferde- und die Kleintierhaltung
sowie fur Hotels geschehen sei. Im Raum hing auch die Beflirchtung, dass im Rahmen
der 2. Teilrevision des RPG die Bestimmungen zum Bauen ausserhalb der Bauzonen gar
noch gelockert werden kénnten, weswegen einige SP-Vertreterinnen und -Vertreter mit
Zustimmung zur |Initiative ein Zeichen zu setzen gedachten. Als Folge dieser
Unstimmigkeiten beschloss die SP Stimmfreigabe. Zusammen mit Roger Nordmann (sp,
VD) und Kommissionsmitgliedern der Grlnen Fraktion beantragte die Bindner SP-
Nationalratin jedoch in einem Minderheitsantrag die Annahme der Initiative.

Die GLP attestiert der Bevdlkerung Sympathien fur den Landschaftsschutz und schlug
deswegen als Gegenmassnahme einen direkten Gegenvorschlag zur Initiative vor, um
diesem Anliegen zum Bodenschutz anders zu begegnen als der 2012 vom Volk knapp
beflurworteten Zweitwohnungsinitiative. Konkret beantragte die Partei im Namen einer
Kommissionsminderheit Baumle (glp, ZH), eine der drei in der Initiative enthaltenen
Anliegen aufzunehmen, und verlangte - abweichend vom Initiativbegehren -, dass die
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Gesamtflache an Bauten ausserhalb der Bauzonen nicht vergréssert werden durfe.

Ganz woanders anzusetzen gedachte die SVP. Geméss der Volkspartei ist die zentrale
Ursache der Zersiedelung bei der Zuwanderung zu suchen. Verschiedene Redner der
Fraktion versuchten die Diskussion in diese Richtung zu lenken, wobei SVP-Prasident
Albert Rosti (svp, BE) Werbung flir die hauseigene Begrenzungsinitiative betrieb.
Geméss dem St. Galler Nationalrat Brunner (svp, SG) wére die Einschrédnkung der
Zuwanderung «der beste Bodenschutz». Griinen-Nationalrat Girod (gp, ZH) entgegnete
diesem Argument mit einem Vergleich der Stadt Zurich und der Stadt St. Gallen.
Wahrend Zurich bevolkerungsméssig wachse, bleibe die verbaute Flache dank
Foérderung des verdichteten Bauens konstant. Anders in St. Gallen: Dort stagniere die
Bevolkerung zwar, die Siedlungsflache nehme aber dennoch zu.

Nach mehrstindiger und teils hitziger Debatte waren die Fronten zum Schluss dann
doch ziemlich klar. Mit 135 zu 33 Stimmen bei 22 Enthaltungen - grdsstenteils aus der
SP-Fraktion - beschloss der Nationalrat, dem Volk die Zersiedelungsinitiative zur
Ablehnung zu empfehlen. Unterstltzung erhielten die Grinen durch eine knappe
Mehrheit der SP-Fraktion. Auch der von der Minderheit Bdumle eingebrachte Antrag,
der Initiative einen direkten Gegenvorschlag zur Einschrankung des Bauens ausserhalb
der Bauzonen entgegen zu stellen, erlangte mit 44 zu 146 Stimmen (O Enthaltungen) eine
deutliche Abfuhr. Neben der GLP und den Grunen stimmte lediglich eine knappe
Mehrheit der SP-Fraktion sowie die Nationalratin und der Nationalrat der EVP fur den
Gegenvorschlag.

Am Ende der Sommersession 2018 verabschiedete der Standerat seinen ablehnenden
Antrag zur Zersiedelungsinitiative mit 34 zu 3 Stimmen bei 7 Enthaltungen. Das
Schlussergebnis im Nationalrat lautete 143 zu 37 Stimmen (18 Enthaltungen) zu
Ungunsten der Volksinitiative. **

Umweltschutz
Gewasserschutz

Lors de la session spéciale davril, le Conseil national s’est saisi du projet de loi fédérale
sur la protection des eaux élaboré par la commission de I'environnement du Conseil
des Etats (CEATE-CE) au titre de contre-projet indirect a I'initiative populaire « Eaux
vivantes (Initiative pour la renaturation) ». En dépit de I'opposition unanime de 'UDC
et d'une majorité de députés libéraux-radicaux, jugeant le projet trop colteux et
dangereux pour |'utilisation de la force hydraulique, le plénum a suivi la majorité de la
CEATE-CN et approuvé, par 94 voix contre 60, I'entrée en matiére.

Lors de la discussion par article, le débat a essentiellement porté sur la conciliation des
objectifs environnementaux et des intéréts économiques et énergétiques. Une minorité
Killer (udc, AG) de la commission a proposé de réduire drastiquement les débits
minimaux exigés de sorte a laisser une marge de manceuvre maximale aux producteurs
d’énergie hydroélectrique. Le plénum a suivi, par 97 voix contre 73, la majorité de sa
CEATE, laquelle jugeait que cet amendement viderait de sa substance le projet de loi.
Le débat s’est ensuite concentré sur les dérogations possibles en faveur de I"utilisation
de la force hydraulique. Afin de garantir un potentiel de croissance de 200
gigawattheures, le Conseil des Etats avait décidé d’assouplir les conditions de
dérogation en autorisant des débits minimaux inférieurs pour les troncons en aval
d’installations hydroélectriques situées a une altitude supérieure a 1500 metres (contre
1700 actuellement). Si la majorité de la CEATE-CN a suivi les sénateurs, une minorité
Girod (pe, ZH) a proposé d’introduire une condition supplémentaire en restreignant
|"'octroi de dérogations aux troncons présentant un faible potentiel écologique,
touristique ou paysager. Le plénum a rejeté cette proposition, par 113 voix contre 57, la
jugeant excessive. Il a toutefois privilégié, par 128 voix contre 42, une solution de
compromis Landolt (pbd, GL) selon laquelle une dérogation est possible a la triple
condition que le point de prélévement soit situé a une altitude supérieure & 1500
metres, que le cours d’eau soit non piscicole et que son débit résiduel minimal soit
inférieur a 50 litres par seconde. Concernant I'espace réservé aux eaux, le plénum a
suivi, par 105 voix contre 59, la majorité de la CEATE-CN en adoptant le principe d'une
exploitation agricole extensive (sans engrais, ni produits phytosanitaires) contre une
minorité Teuscher (pe, BE) préconisant un mode plus proche des conditions naturelles.
Mais contrairement au Conseil des Etats, la chambre basse a estimé que les terres
concernées ne pouvant plus étre exploitées intensivement, elles ne sauraient étre
considérées comme des surfaces d’assolement. Les députés ont en outre introduit
dans le projet de loi le principe d'une compensation compléte de la perte corrélative
de terres exploitables intensivement par les agriculteurs en fonction des quotas
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cantonaux de surfaces d'assolement édictés par la Confédération. Contrairement aux
sénateurs, la majorité de la CEATE-CN a proposé de rendre facultative la planification
par les cantons des mesures de revitalisation. Le plénum a toutefois décidé, par 94
contre 75, de suivre une minorité Baumle (pev, ZH) et d’obliger les cantons & établir une
telle planification. Par 89 voix contre 79, les députés ont suivi une minorité Bourgeois
(plr, FR) et refusé le régime d’expropriation particulier élaboré par la CEATE-CE qui
supprime I'obligation d’autorisation (permis de construire, etc.), afin de faciliter les
opérations de revitalisation des cours d’eaux, de protection contre les crues et de
construction de bassins de compensation pour les débits irréguliers. La majorité a en
effet estimé que le droit foncier rural en vigueur garantit déja la primauté de I'intérét
public. Au vote sur I'ensemble, la chambre basse a approuvé le projet de loi sur la
protection des eaux par 104 voix contre 68, malgré I'opposition unanime de I'UDC et
d’'une majorité de libéraux-radicaux. La quasi totalité du groupe UDC et huit députés
PLR ont rejeté le projet.

Lors de I'examen des divergences, le Conseil des Etats a repris les conditions édictées
par la chambre basse pour I'octroi de dérogations aux débits résiduels minimaux en les
reformulant légerement. Concernant les terres réservées aux mesures de renaturation,
la chambre haute a refusé la requalification voulue par les députés. Enfin, les sénateurs
ont maintenu tacitement le régime particulier d’expropriation. Lors de la session
d’hiver, les députés ont campé sur leur position au sujet des conséquences de la
création d’espaces réservés aux eaux sur la production agricole et du principe d'une
compensation complete des surfaces d’assolement. En revanche, ils ont approuvé, par
102 voix contre 82, linstitution du régime d’expropriation voulu par le Conseil des
Etats, tandis que ce dernier s’est rallié tacitement au Conseil national sur I'autre point
de désaccord majeur ainsi que sur trois divergences mineures. En votation finale, les
sénateurs et les députés ont adopté le projet de loi, respectivement a I'unanimité et
par 126 voix contre 63. %

In der Wintersession 2019 befasste sich der Nationalrat mit der parlamentarischen
Initiative Jans (sp, BS), welche verlangt, mittels Anderung des Gewéasserschutzgesetzes
den Einsatz von Pestiziden zu verbieten, falls diese die Wasserqualitat stark
beeintrachtigen.

In der nationalratlichen Debatte argumentierte der Urheber der Initiative, dass zwar
Messungen in Fliessgewassern gemacht wirden und festgestellt werde, dass
Pestizidwirkstoffe die Gewéasserorganismen nachhaltig schadigen. Leider hatten diese
Messungen aber zu wenig Folgen, so Jans. Die Pestizide wirden nicht aus dem Verkehr
gezogen, sondern die Trinkwasserquellen geschlossen. Die Mehrheit der UREK-NR wolle
warten, bis die Agrarpolitik 22+ des Bundesrates wirksam wdrde; fir Jans dauerte das
aber zu lange, zudem sei auch noch nicht klar, ob tberhaupt und welche Massnahmen
im Rahmen der Agrarpolitik 22+ vorgeschlagen wurden.

Bastian Girod (gp, ZH) erklérte in der Ratsdebatte die Trinkwasserqualitdt fir akut
gefahrdet. Er verwies auf ein Faktenblatt der EAWAG, welches festhalte, dass die darin
gesetzten Ziele (zum Beispiel im Aktionsplan Pflanzenschutzmittel) die gesetzlichen
Anforderungen noch nicht erfiullen wirden. Fiur Girod war der richtige Zeitpunkt zu
handeln nun eingetroffen, zumal der Bundesrat den beiden Trinkwasser- resp.
Pestizidinitiativen keinen Gegenvorschlag entgegenstellen wolle.

Fir die SVP-Fraktion sprach Pierre-André Page (svp, FR) ein Loblied auf die Schweizer
Landwirtschaft. Diese mache heute schon viel gegen den Missbrauch mit
Pflanzenschutzmitteln. Zudem kénne sie aufgrund der vielen Restriktionen bald nicht
mehr genug produzieren und dann mussten Nahrungsmittel importiert werden, wobei
der Konsument nicht wisse, unter welchen Bedingungen diese produziert wirden.
Anders als zuvor in der UREK-NR fand die Initiative im neu zusammengesetzten
Nationalrat mit 1565 zu 88 Stimmen bei 3 Enthaltungen eine Mehrheit. Samtliche
Mitglieder der SVP, sowie einige Mitglieder der FDP und CVP stimmten gegen die
Initiative.

In den Medien nahm Markus Ritter (cvp, SG), Nationalrat und Président des
Schweizerischen Bauernverbandes, Stellung und argumentierte, dass das kurzlich
erlassene  Anwendungsverbot des Fungizids Chlorothalonil zeige, dass das
Zulassungssystem fur Pestizide funktioniere. Paul Sicher, Sprecher des Schweizerischen
Vereins des Gas- und Wasserfachs, widersprach dieser Aussage, indem er eine
sofortige generelle Verscharfung der Zulassungen fur Pestizide, ein Verbot fur
besonders giftige Mittel und Einschrédnkungen bei deren Einsatz, zum Beispiel flr
Private, forderte.
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Luftreinhaltung

Seit einer im Juli 2008 in Kraft getretenen Anderung des Mineralélsteuergesetzes
(Min6StG) werden biogene Treibstoffe von der Mineraldlsteuer befreit, sofern sie 40%
geringere Treibhausgasemissionen erzeugen und die Umwelt nicht erheblich mehr
belasten als fossile Brennstoffe. Weiter dirfen Anbau und Herstellung von
Agrotreibstoffen den Kerniibereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO)
nicht widersprechen und der Erhaltung der Regenwéalder und der biologischen Vielfalt
nicht entgegenstehen. Um auch in Zukunft von Steuererleichterungen profitieren zu
kdénnen, sollen Hersteller von in der Schweiz zum Einsatz gelangenden Agrotreibstoffen
nun an starkere Auflagen gebunden werden. In der Herbstsession beriet der Nationalrat
als Erstrat eine entsprechende Vorlage seiner Kommission fur Umwelt, Raumplanung
und Energie (UREK-NR), die ein Anliegen einer eigenen, im Jahr 2010 Folge gegebenen
Kommissionsinitiative zur Berlcksichtigung und Vermeidung der indirekten
Auswirkungen durch den Einsatz von Agrotreibstoffen aufnahm. Per Anderung des
MineralOlsteuergesetzes  sollen  die  Anforderungen  zur  Gewahrung  der
Steuererleichterung neu dadurch erweitert werden, dass nur Rohstoffe, die auf
rechtméssig erworbenen Flachen angebaut wurden, anspruchsberechtigt sind. Weiter
erhalt der Bundesrat mit dem vorliegenden Entwurf die Moglichkeit, die
Steuererleichterung an die Einhaltung von international anerkannten Standards der
Ernahrungssicherheit zu kniipfen. Mittels Anderung des Umweltschutzgesetzes soll der
Bundesrat zudem berechtigt werden, bei Bedarf Zulassungsbeschrankungen fur
bestimmte biogene Treibstoffe einzufihren, die den im MindStG konkretisierten
Anforderungen nicht entsprechen. In seiner Botschaft dusserte sich der Bundesrat
grundséatzlich positiv zum Vorschlag der nationalratlichen UREK, stellte sich jedoch
gegen eine Bevorzugung von inlandischen Landwirtschaftserzeugnissen, wie dies der
Entwurf zur Teilrevision des Min6StG vorsah. Nach dieser Regelung wirden solche
Erzeugnisse im Gegensatz zu auslandischen Produkten automatisch von der
Steuererleichterung profitieren, ohne die Erfullung der genannten Kriterien nachweisen
zu mussen. Hier ortete der Bundesrat zum einen eine Inkohédrenz zu den restlichen
Anpassungen sowie zum anderen eine Diskriminierung auslandischer Produzenten und
demzufolge  eine  Verletzung des internationalen  Handelsrechts.  Einer
Kommissionsminderheit Nordmann (sp, VD) folgend beantragte er die Streichung dieses
Passus, worauf die Kommissionsmehrheit noch vor der Beratung im Erstrat
einschwenkte. In der im September stattfindenden Erstberatung musste der Nationalrat
zuerst Uber einen von SVP-Mitgliedern der Kommission eingebrachten
Minderheitsantrag auf Nichteintreten befinden. Minderheitssprecher Parmelin (svp, VD)
vertrat die Ansicht, dass der mit der Anpassung zu erwartende personelle und
administrative Aufwand in keinem Verhaltnis zur marginalen Bedeutung von
Agrotreibstoffen in der Schweiz stehe. Da dieses Ansinnen Uber die Parteigrenzen
hinaus keinen Zuspruch fand, nahm der Nationalrat die Detailberatung aber erfolgreich
in  Angriff. Auf Zustimmung stiess hingegen ein Antrag einer mitte-linken
Kommissionsminderheit Girod (gp, ZH), mit welchem ein zusatzliches Kriterium zum
Erlangen der Steuererleichterung eingefihrt werden soll: Eine solche dirfe nur gewahrt
werden, wenn der Anbau von Biotreibstoffen nicht zu Lasten der
Nahrungsmittelproduktion gehe. Gegen diesen Zusatz stellten sich in erster Linie die
Fraktionen der BDP, der FDP/Liberalen und der SVP, die mit 89 zu 94 Stimmen bei drei
Enthaltungen allerdings knapp unterlagen. Mit diesem Entscheid wurde nachtréglich
einer im Berichtsjahr abgewiesenen Standesinitiative des Kantons Luzern Rechnung
getragen, die den Schutz der Nahrungsmittelproduktion bei der Herstellung biogener
Treibstoffe hatte verstarken wollen. In der Gesamtabstimmung fand das Anliegen mit 111
Stimmen von Mitte-Links gegen 71 Stimmen aus den Reihen der FDP und SVP eine relativ
deutliche Mehrheit. Der Standerat &ausserte sich im Berichtsjahr noch nicht zum
Geschéft. Fir weitere Informationen zum Geschaft, vgl. hier. *
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Allgemeiner Umweltschutz

Der Abstimmungskampf zur Volksinitiative "Griine Wirtschaft" verlief eher ruhig und
lebte von Diskussionen zu moglichen Auswirkungen der Initiative. Wahrend die Gegner
- eine Allianz aus burgerlichen Parteien, dem Hauseigentimerverband und gewichtigen
Wirtschaftsverbanden - vor hohen Kosten und radikalen Einschnitten ins tagliche
Leben warnten und sich .gegen den grinen Zwang" wehrten, bezeichneten die
Beflirworter solche Angste als unbegriindet. Auf der Seite der Beflirworter fanden sich
neben den Initianten des Volksanliegens, der Grinen Partei, die SP, die EVP und die GLP
ein. Unterstltzung erhielten sie vom WWF, von Greenpeace, der Gewerkschaft Unia und
dem Wirtschaftsverband Swisscleantech. Dazu gesellten sich wahrend der Kampagne
auch einige Firmen, darunter prominent lkea Schweiz. Zu Beginn der Kampagne schien
das Anliegen auch bei den CVP-Frauen gut anzukommen; deren nicht komplett
anwesender Vorstand fasste Anfang August 2016 namlich zuerst mit knappem Mehr die
Ja-Parole. Dies entgegen ihrer zustandigen Bundesratin, welche die ablehnende
Position des Bundesrates an ihrer Pressekonferenz Mitte August verteidigte und das
Volksanliegen - obwohl im Grundgedanken richtig - als nicht umsetzbar und mit zu
hohen Kosten verbunden bezeichnete. Aufgrund mehrerer Ruckkommensantrége
wurde danach der gesamte Vorstand per Email befragt, woraus schlussendlich eine
Nein-Parole der CVP-Frauen resultierte.

Der relativ allgemein gehaltene Wortlaut der Volksinitiative definierte nur das Endziel
des Anliegens, namlich die Reduktion des ,6kologischen Fussabdrucks" der Schweiz bis
ins Jahr 2050 auf die ihr tatsachlich zur Verfligung stehende Ressource von einer Erde.
Nach dem aktuellen Ressourcenverbrauch gerechnet wirde die Schweiz drei Erden
brauchen. Die Frage, wie dieses Ziel erreicht werden solle, liessen die Initiantinnen und
Initianten im Wortlaut ihres Anliegens offen, was nicht nur dem Bund bei Annahme der
Initiative viel Spielraum bei der Umsetzung verschaffen wirde, sondern bereits
wahrend des Abstimmungskampfes viel Raum flr Spekulationen liess. Die Medien
prasentierten ihrer Leserschaft in der Folge Szenarien Uber konkrete und lebensnahe
Auswirkungen des Volksbegehrens - so etwa Uber das zur Verflgung stehende
Warmwasser beim Duschen oder die Hohe des Benzinpreises. Punktlich zum 1. August
meldete sich der Prasident des Schweizerischen Fleisch-Fachverbands und alt-
Stdnderat Rolf Buttiker etwa im Blick zu Wort und warnte davor, dass die Grlinen der
Schweiz .die [Cervelat-]Wurst verderben" wollen. Denn Buttiker beflirchtete die
EinfUhrung einer Lenkungssteuer auf Fleisch, womit sich Herr und Frau Schweizer in
Zukunft kaum mehr Fleisch wirden leisten kénnen (Blick, 30.7.). Im spéteren Verlaufe
der Kampagne diskutierte dann auch die NZZ einen ,Mehrwertsteuer-Sondersatz auf
Fleisch von vielleicht 150% oder mehr", der dann allenfalls nicht mehr mit den
internationalen Handelsbestimmungen vereinbar ware (NZZ, 23.8.). Ganz anders fielen
die Aussagen der Beflrworter aus. Man verlange keine Verhaltensdnderungen, sondern
wolle eine ressourcenschonendere Schweiz durch technologische Forderung erzielen,
liessen federflihrende Stimmen etwa in Gestalt von Bastien Girod (gp, ZH) und Adéle
Thorens Goumaz (gp, VD) verlauten. Der angedachte und zu guter Letzt im Parlament
gescheiterte indirekte Gegenvorschlag zur Grinen Wirtschaft kénne als Grundlage fir
die Umsetzung dienen. Zu einem &hnlichen Schluss kam denn auch der beflirwortende
Wirtschaftsverband Swisscleantech mit seiner Anfangs September vorgelegten Studie,
deren Folgerungen ihrerseits von Gegnern der Initiative aus der Wirtschaft stark
angezweifelt wurden. Denn eine vom BAFU in Auftrag gegebene und von
RessourcenEFFizienz Schweiz (Reff) im Jahr 2013 préasentierte Studie, auf die sich die
Gegnerschaft der Volksinitiative haufig berief, folgerte, dass ein nachhaltiger
Ressourcenverbrauch kaum und nicht ausschliesslich durch Innovationsférderung zu
erreichen sei. Diese Ergebnisse wiederum wurden von den Initiativbeflirwortern
kritisiert. Die Reff-Studie berlcksichtige die technologische Innovation nur
unzureichend und verwende zur Berechnung der Ressourcenbelastung ein anderes
Mass. Wahrend der CO2-Ausstoss bei auf dem &kologischen Fussabdruck basierenden
Berechnungen fur knapp drei Viertel der Klimabelastung verantwortlich sei, betrage
dieser Anteil bei den Berechnungen der Reff-Studie nur knapp 20%. Grund daflr sei,
dass diese die umfassendere Methode der dkologischen Knappheit verwende, auf die
sich Uberdies auch der Bund stitzt. Durch die Messung nach dem &kologischen
Fussabdruck kame man dem Ziel der Initiative schon nur durch die Erflllung der
Verpflichtungen aus dem Pariser Ubereinkommen zur CO2-Reduktion deutlich naher.
Uneinig zeigte man sich auch betreffend das 6kologische Renommée der Schweiz.
Wahrend auf der einen Seite gewisse Wirtschaftsvertreter die in Bezug auf
Nachhaltigkeit bereits fortschrittliche Schweiz lobten, wurden die Beflrworter der
Initiative nicht mide zu betonten, dass die Schweiz langst nicht in jeglicher Hinsicht
eine Spitzenreiterin sei. Insbesondere im Falle der produzierten Abfallmenge sei sie gar
eine klare Nachzulglerin und zudem hatten gewisse Lander und die EU bereits Schritte in
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Richtung grine Wirtschaft unternommen.

Gemass Analysen des Forschungsinstituts Offentlichkeit und Gesellschaft (fég) kam der
Volksinitiative der Grinen in den Medien gleich viel Beachtung zu wie den beiden
anderen zur Abstimmung stehenden Vorlagen (Nachrichtendienstgesetz, Volksinitiative
"AHVplus"); im Langsschnittvergleich erhielten die drei Abstimmungsgegenstande
innerhalb der 22 untersuchten Pressetitel hingegen eher unterdurchschnittliche
Aufmerksamkeit. Im Vergleich zu anderen kirzlich dem Volk vorgelegten
Umweltanliegen - namentlich die Volksinitiative "Energie- statt Mehrwertsteuer" -
schatzten die Forscher die dem jetzigen grinen Volksanliegen zuteil werdende
Medienaufmerksamkeit indes als eher hoch ein. Wie auch bei der Berichterstattung
Uber die Volksinitiative "AHVplus" fiel die Tonalitdt der Beitrédge zur Volksinitiative
"Grine Wirtschaft" nur ganz leicht zu Gunsten der Gegnerschaft aus, wobei die
Berichterstattung in der Romandie betreffend das Umweltanliegen deutlich positiver
war als in der Deutschschweiz. Eher ungleich lang waren die Spiesse in der
Inseratekampagne. Gemass Daten von Année Politique Suisse zeigte sich die
Gegnerschaft fur zwei Drittel der Inserate in den untersuchten 57 Printmedien
verantwortlich. Die gegnerische Kampagne erreichte ihre Spitze drei Wochen vor
Abstimmung, kurz nachdem die erste SRG-Trendumfrage eine Zustimmung zur Initiative
zeigte. Auch die zweiten, 10 Tage vor der Abstimmung prasentierten Ergebnisse der
Vorbefragung deuteten noch eher auf ein Ja hin, das aber seit der vorangegangenen
Welle beachtlich an Stérke verloren hatte. Bereits ein knappes Nein ergab die am selben
Tag publizierte Trendumfrage von Tamedia. Wéhrend die Beflirworterinnen und
Beflrworter in der zweitletzten Woche vor der Abstimmung bezlglich Intensitat der
Inseratekampagne mit den Gegnerinnen und Gegnern gleich zogen, respektive die
Gegnerseite zwischenzeitlich gar leicht Uberholten, dominierte die Gegnerschaft mit
ihrer Kampagne in der letzten Woche erneut stark. *®

Klimapolitik

In der Sommersession gab der Stédnderat zudem seine Empfehlung zur Offroader-
Initiative ab. Eine links-griine Kommissionsminderheit gab sich zwar zufrieden mit dem
indirekten  Gegenvorschlag, welcher mit dem festgehaltenen Zielwert von
durchschnittlich 130 g CO2/km sogar weiter ging als die in der Initiative enthaltene
Forderung. Dennoch beantragte sie die Annahme der Initiative, welche unter anderem
zuséatzliche Bestimmungen zur Erhohung der Verkehrssicherheit enthalte. Der Antrag
blieb jedoch chancenlos und so beschloss der Standerat mit 32 zu 8 Voten, die
Initiative dem Volk zur Ablehnung zu empfehlen. Im Nationalrat wurde die Empfehlung
mit 124 zu 62 Stimmen unter vollstandiger Opposition der SP und der Grlnen
verabschiedet. Drei Monate nach dem Parlamentsbeschluss gab das Initiativkomitee
unter der Leitung von Bastien Girod (gp, ZH) den bedingten Riickzug der Initiative
bekannt. Dieser erlangt seine Glltigkeit, wenn der Gegenvorschlag nach Verstreichen
der Referendumsfrist in Kraft tritt. Nicht erfreut Uber diesen Entschluss zeigten sich
die Jungsozialisten. Sie beschuldigten die Initianten, sich der Automobillobby zu ftgen.
Trotzdem ergriff der Verband Freier Autohandel Schweiz (VFAS) das Referendum, zog es
jedoch im Oktober wieder zurtck. Nach Ablauf der Anhoérungsfrist zur CO2-
Ausfihrungsverordnung hatten sich die Bedenken des Verbandes zerstreut. Der
Bundesrat beschloss, den 1. Juli 2012 als Stichtag flr die Autoimporteure festzulegen,
womit die Anderung ein halbes Jahr spater als angekiindigt in Kraft treten wird. Dies
wiederum erzlrnte die Jungen Grunen, fur welche die Aussicht auf rasche Umsetzung
des Gegenvorschlages den Hauptgrund fir den Rickzug der Initiative dargestellt
hatte. **

Bastien Girod (gp, ZH) beméngelte in einem Postulat die Entscheidungsgrundlage
betreffend Massnahmen zur Herabsetzung von Treibhausgasemissionen. Er verlangte
daher vom Bundesrat einen Bericht, der sowohl die Reduktionspotentiale der
verschiedensten Massnahmen aufzeigen als auch eine konsistente Beurteilung der
dabei anfallenden Kosten liefern soll. Die grosse Kammer Uberwies den Vorstoss in der
Wintersession unter Widerstand der geschlossenen SVP und FDP. *°
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In seinem Bericht in Erfullung des Postulats Girod (gp, ZH) ortete der Bundesrat in den
Bereichen Verkehr und Wohngebaude mit méglichen Einsparungen im Umfang von je
gut 3 Mio. Tonnen CO2-Aquivalente das grésste Potential zur Reduktion von
Treibhausgasemissionen. Des Weiteren gab sich die Regierung im Grunde
zuversichtlich, durch die Verschérfung bestehender Massnahmen im Inland das 20%-
Reduktionsziel bis 2020 erreichen zu kénnen. Zu den wichtigsten Massnahmen der
aktuellen Klimapolitik in der Schweiz zdhlen die CO2-Lenkungsabgabe auf fossile
Brennstoffe, das Gebaudeprogramm, die Emissionsvorschriften flar neue
Personenwagen sowie die Verpflichtung von Treibstoff-Importeuren und Betreibern
fossil-thermischer Kraftwerke zur CO2-Kompensation im Inland. Gegeben die
FortfUhrung  und  Verstarkung  bestehender = Massnahmen kénnten  die
Treibhausgasemissionen bis 2050 gar um 45% gegenuber 2010 gesenkt werden, so der
Bundesrat. Der Urheber des Postulats zeigte sich mit dem Bericht zufrieden und vom
inlandischen Reduktionspotential Gberzeugt. *

Eine burgerliche Mehrheit der UREK-NR storte sich an den Bestimmungen des neuen
CO2-Gesetzes, demgemass 100% der erforderlichen CO2-Reduktionen bis 2020 (-20%
im Vergleich zu 1990) im Inland erfolgen sollen. Sie lancierte deswegen eine - von einer
starken linken Minderheit abgelehnte - Kommissionsmotion zur Anderung des CO2-
Gesetzes, mit welcher erlaubt werden soll, 50% aller Emissionsreduktionen oder mehr
im Ausland zu tatigen. Nur so kénne das bereits jetzt ehrgeizige Reduktionsziel von 20%
oder gar mehr tatsachlich auch erreicht werden. Die Kommissionsmehrheit hob in ihrer
Argumentation hauptsachlich die Preisunterschiede einer Tonne CO2 im In- und
Ausland hervor: Der Erwerb auslandischer CO2-Zertifikate sei um einiges preiswerter,
was den Anreiz zur CO2-Reduktion im Ausland stark erhéhe. Anstoss zur Motion gab
eine Kommissionssitzung im April 2015, an der die UREK-NR Kenntnis vom Bericht in
Erflllung eines Postulats Girod (gp, ZH) nahm. In besagtem Bericht zu "Kosten und
Potenzial der Reduktion von Treibhausgasen in der Schweiz" erachtete der Bundesrat
die Erreichung des inlandischen Reduktionsziels durch die Verscharfung bestehender
Massnahmen im Grunde als moglich, wies jedoch auch Mehrkosten fur alle betroffenen
Bereiche - Industrie und Dienstleistungen, Verkehr und Wohngebdude - aus. Im
erstberatenden Nationalrat fand das Anliegen der UREK-NR, die mit 12 zu 10 Stimmen
bei 3 Enthaltungen fur ihre Motion warb, mit Ausnahme zweier CVP-Vertreter keine
Zustimmung Uber die SVP und die FDP hinaus, womit das Anliegen mit 73 gegen 106
Stimmen bei 4 Enthaltungen scheiterte. Ausschlaggebend flr diesen Entscheid mdgen
die Uberlegungen der Bundesratin und des Sprechers der Kommissionsminderheit,
Roger Nordmann (sp, VD), gewesen sein: Es sei wenig sinnvoll und flr die betroffenen
Akteure verwirrend, eine bis 2020 geltende Regelung per 2018 - dem erwarteten
Termin zum Inkraftsetzen einer entsprechenden Gesetzesanpassung - zu andern.
Bundesratin Leuthard stellte ferner in Aussicht, dass eine im Folgejahr in
Vernehmlassung zu schickende Vorlage zur Regelung der Reduktionsziele bis 2030
Massnahmen zur CO2-Reduktion im Ausland vorsehen werde. *?

Sozialpolitik

Bevdlkerung und Arbeit
Bevodlkerungsentwicklung

La croissance démographique s’est poursuivie en Suisse en 2011. A la fin de I'année
2011, la population résidente permanente s'élevait a 7'952'600 habitants, soit un
accroissement de 82'400 personnes par rapport a 2010. Cette hausse de 1,0% se situe
au méme niveau que lors des deux années précédentes. La population résidante
permanente a augmenté dans la plupart des cantons. Les hausses les plus importantes
ont été enregistrées dans les cantons de Fribourg (+2,2%), Vaud (+1,8%), Zoug (+1,7%),
Glaris (+1,6%), Thurgovie et Zurich (+1,4% chacun), Valais (+1,3%), Lucerne et Argovie
(+1,1% chacun) et Schaffhouse (+1,0%). Les populations des cantons d'Appenzell
Rhodes-Intérieures et Bale-Campagne ont quant a elles stagné entre 2010 et 2011, alors
que celle du canton d’Uri a légerement baissé (-0,1%).

Selon un scénario de I'évolution de la population calculé par I'Office fédéral de la
statistique (OFS), la Suisse compterait 8,8 millions d’habitants en 2035. Cet
accroissement de 12%, principalement d0 aux migrations internationales, sera
cependant ralenti par le vieillissement prononcé de la population. Tous les cantons
enregistreront une croissance démographique positive entre 2010 et 2035. En
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revanche, ce développement ne sera pas homogéne sur tout le territoire de la Suisse. A
en croire les projections, il sera plus marqué autour de la métropole zurichoise et dans
I’Arc Iémanique.

C’est sur fond de cette croissance démographique soutenue que le Conseil national a
adopté un postulat Girod (verts, ZH) chargeant le Conseil fédéral de présenter un
rapport indiquant les mesures permettant de prévenir toute perte de qualité en
matiére de logement, de loisirs de proximité, de transports publics et de terres
cultivables. *

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Eine im ,European Journal of Cancer" erschienene Studie zeigte auf, dass in
Deutschland ein erh6htes Risiko fiir Krebs bei Kindern unter finf Jahren besteht, wenn
diese innerhalb eines Umkreises von fiinf Kilometern eines Atomkraftwerkes (AKW)
wohnen und gab damit Anstoss zu einem Postulat Girod (gp, ZH) (Po. 07.3821) und einer
Motion Rechsteiner (sp, BS) im Nationalrat. Ersterer beauftragte den Bundesrat, auch
fur die Schweiz eine vergleichbare Studie durchzufthren. Die Motion ging einen Schritt
weiter und verlangte auch die Untersuchung der Krebsraten von Erwachsenen im
Umfeld von AKWs. Ausserdem sollte ein Studienprogramm der Frage nachgehen,
inwiefern sich die radiologische Wirkung von Atomanlagen von der kilnstlichen
Strahlung unterscheidet. Der Nationalrat nahm das Postulat sowie denjenigen Teil der
Motion an, dessen Inhalt sich mit demjenigen des Postulates deckte . **

Soziale Gruppen
Migrationspolitik

Eine unabhéangige Studie zur Zuwanderung forderte ein durch den Nationalrat
angenommenes Postulat Girod (gp, ZH). Diese soll darlegen, welchen Spielraum die
Schweiz bei der Steuerung der Zuwanderung hat, ohne dabei vertragliche
Bestimmungen des Volkerrechts oder humanitare Verpflichtungen zu verletzen. *°

Parallelement & sa prise de position, le Conseil fédéral a présenté en juillet un rapport
faisant état des impacts de la libre circulation des personnes en Suisse afin de
répondre aux interrogations formulées dans les postulats Girod (verts, ZH) et Bischof
(pdc, SO) et dans la motion Bréandli (udc, GR). Le rapport reléve premiérement les effets
bénéfiques de I'accord pour I'économie suisse, qui retire 1franc sur 2 de ses relations
commerciales avec I'UE. Il met cependant en lumiere I"'augmentation de la population
qui met sous pression le marché du logement, les infrastructures, 'aménagement du
territoire ou encore la politique de formation. Les réactions a ce rapport ont fusé a
droite comme a gauche. L'UDC a accusé le rapport d’embellir la situation, alors que le
PS a regretté que le Conseil fédéral n‘ose pas prendre des mesures effectives, telle
I'instauration d’un salaire minimal, afin de lutter contre le dumping salarial. *°

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
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Linke und 6kologische Parteien

Am 21. April besetzten die Griinen in Carouge ihr Prasidium neu. Ueli Leuenberger (GE)
- seit 2008 im Amt - hatte bereits friher seinen Rucktritt angekindigt. Nach den
nationalen Wahlen 2011, die fur die GP mit funf Sitzverlusten zu einem eigentlichen
Debakel geworden waren, wurde eine Neuausrichtung gefordert, die auch dank einer
Verjlngung des Prasidiums und mit einer Frau an der Spitze erfolgen und zu alter Starke
zuruckfihren sollte. Verschiedene Szenarien wurden in Erwagung gezogen: ein
Einerprasidium mit einem mehrkdpfigen Vizeprasidium oder ein Co-Prasidium aus
einer Frau und einem Mann bzw. mit je einer Person aus der franzésisch- und
deutschsprachigen Schweiz. Mit einer Statutendnderung wurde zudem die Moglichkeit
geschaffen, mehr als zwei Vizeprasidien zu schaffen. Ende Januar hatten nicht weniger
als 10 Personen ihre Ambitionen angemeldet: Als mogliche Nachfolgerinnen
Leuenbergers wurden frih die Nationalrdtinnen Adéle Thorens (VD) und Regula Rytz
(BE) gehandelt. Vizepréasidentin Franziska Teuscher (BE), welche mit einem Sitz in der
Berner Stadtregierung liebdugelte, sagte hingegen frih ab. Ihr Interesse an einer
Mitarbeit im Prasidium kindigten hingegen die Nationalrate Bastien Girod (ZH) und Geri
Muller (AG) an. Auch die frihere Baselbieter Landratin Esther Maag reichte ihre
Bewerbung flur das Prasidium ein. Ausschliesslich fir ein Vizeprasidium kandidierten
Markus Kunz (ZH), ehemaliger Kantonalprésident der Grinen des Kantons Zirich,
Standerat Robert Cramer (GE), der ehemalige Nationalrat Jo Lang (ZG) sowie Claudio
Zanini (TI). Auch Aline Trede (BE) anerbot sich, im Prasidium mitzuhelfen, allerdings nur,
wenn sie in den Nationalrat nachrutsche, also bei einer allfélligen Wahl Franziska
Teuschers in die Berner Stadtregierung. Der scheidende Préasident Leuenberger warnte
an der Delegiertenversammlung im Januar in Kriens vor einer Annaherung an die Mitte
und einem Co-Présidium. Die in den Medien dem rechten griinen Fllgel zugeordneten
Girod und Thorens wirden den Richtungsstreit innerhalb der Partei nicht beenden und
ein Co-Prasidium - Leuenberger hatte sich bei seiner Wahl dezidiert gegen ein solches
zusammen mit Franziska Teuscher ausgesprochen - wuirde verhindern, dass die Partei
mit einer Stimme spreche. Die Ende April in Carouge anwesenden Delegierten waren
jedoch anderer Meinung und wahlten mit Adele Thorens und Regula Rytz zwei Frauen in
ein Co-Prasidium. Bereits im ersten Wahlgang setzten sich die beiden mit 183 (Thorens)
bzw. 127 Stimmen (Rytz) durch. Der drittplatzierte Girod erhielt 68 Stimmen. Mit
Thorens und Rytz seien sowohl der junge, pragmatische wie auch der linke, etatistische
Fligel der Partei abgedeckt, so die Einschatzung der Presse. Das Vizeprasidium wurde -
um die Sprachregionen und die Geschlechter adaquat zu vertreten - neu mit Bastien
Girod (ZH), Jo Lang (ZG), Robert Cramer (GE) und der Jungen Grlinen Iréne Kélin (AG)
besetzt. Die Delegierten hatten zuvor entschieden, dass die Jungpartei ebenfalls im
Vizepréasidium vertreten sein soll und wéhlten Kalin in stiller Wahl. %

An der Delegiertenversammlung der GP Ende Marz in Ziegelbriicke (GL) wurde das Co-
Prasidium aus Adele Thorens und Regula Rytz sowie das Vizeprasidium aus Bastien
Girod, Josef Lang und Robert Cramer flr zwei weitere Jahre bestétigt. Fur die jungen
Grunen wurde Luca Maggi neu ins Prasidium gewahlt. “®

Verbande
Gewerbe, Dienstleistungen, Konsum

Im Vorfeld der Abstimmung Uber die Volksinitiative ,Fur den geordneten Ausstieg aus
der Atomenergie® (Atomausstiegs-Initiative) gerieten sich der Schweizerische
Gewerbeverband (SGV) und die Griine Partei in die Haare. Der SGV verbreitete Uber
Twitter eine provokative Fotomontage, die den Grlnen-Nationalrat Bastien Girod (ZH)
als Terroristen mit Turban und Panzerfaust zeigte; darunter stand: ,Anschlag der
Grlnen auf die Schweiz". Die Grune Partei verurteilte die ,inakzeptable Diffamierung®
in einem offenen Brief an die Verbandsspitze des Schweizerischen Gewerbeverbands.
Die Darstellung Girods als Terrorist sei ,ehrverletzend, primitiv und ausserhalb jeder
politischen Rationalitat™, hiess es im Brief, der von sémtlichen Vorstandsmitgliedern
der Grlnen Partei mit Ausnahme Girods unterzeichnet worden war. Ausléser war
Girods Veroffentlichung eines Kampagnenvideos der Griinen Partei, das die Schweizer
Atomkraftwerke als mogliches Ziel von Terroristen darstellte und etwa von SVP-
Nationalrat Thomas Hurter als ,pure Angstmacherei® kritisiert worden war. Es war nicht
das erste Mal, dass die Kampagnenfihrung des SGV unter Direktor Hans-Ulrich Bigler in
Kritik geriet. Bereits 2015 machte der Gewerbeverband mit einer aggressiven und als
gehassig aufgefassten Kampagne gegen die RTVG-Vorlage auf sich aufmerksam. *°
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